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Die Autoren

Prof. Dr. Gerhard Girlich

s. oben: Die Herausgeber

Prof. Dr. Torsten Maurer

ist Steuerberater, Studiengangsleiter und Professor für Unternehmenssteuerrecht und Wirtschaftsrecht an der Dualen Hochschule Baden-Württemberg Stuttgart und Referent in der Aus- und Fortbildung von Steuerberatern bei der Steuerberaterkammer Stuttgart. Daneben ist er Lehrbeauftragter der Steinbeis Hochschule Berlin und Autor in verschiedenen Fachzeitschriften zu Fragen des Gesellschafts- und Steuerrechts.

Karsten Melzer

ist Rechtsanwalt und Steuerberater in Köln, Lehrbeauftragter an den Hochschulen München und Köln sowie Dozent im Rahmen der Aus- und Fortbildung für Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Fachanwälte.

[8]Johann Missal

Diplom-Wirtschaftsjurist (FH), M.I.Tax, ist als Steuerberater bei der PricewaterhouseCoopers GmbH in Hamburg tätig. Seine Beratungsschwerpunkte liegen im Bereich des internationalen Steuerrechts sowie der Unternehmenstransaktionen und -strukturierungen.

Prof. Dr. Dr. h.c. Michael Preißer

s. oben: Die Herausgeber



[9]Vorwort der Herausgeber zur 21. Auflage (Prüfung 2022)

Mit drei Bänden unternehmen wir den Versuch, den umfangreichen Stoff für die Steuerberaterprüfung kompakt und umfänglich darzustellen. Mit der vorliegenden 21. Auflage ist der Inhalt gestrafft worden, um den Kandidaten einen noch besseren Überblick zu verschaffen.

So wichtig und richtig es ist, dass man in der Vorbereitung eine größere Anzahl von Klausuren (am besten 10 Arbeiten pro Einzelklausur, also insgesamt 30 Klausuren) schreibt, um ein Gespür für eine sechsstündige Arbeit – und für die Korrektur derselben – zu bekommen, so wenig darf man sich auf die lediglich thematische Wiederholung der einmal gestellten Aufgaben verlassen. Das Problem der »Sachverhaltsquetsche« bezieht sich auf alle drei Klausuren und führt zu einer entsprechenden Abwertung der Arbeiten.

Nur mit einem breiten steuerrechtlichen Grundlagenwissen sowie der Kenntnis fachgebietsübergreifender bzw. interdisziplinärer Zusammenhänge und nicht zuletzt mit dem notwendigen Klausuren-Know-how lassen sich die Arbeiten im schriftlichen Teil gut bewältigen. Dazu gehören ferner eine Portion Mut und die Gelassenheit, sich auf jede Aufgabe neu einzustellen. Das erlernte Wissen muss flexibel einsetzbar und frisch abrufbar sein.

Alle Autoren der vorliegenden drei Bände haben sich daher seit der ersten Auflage dem Ziel verschrieben, dem Leser flexibel einsetzbares Fach- und Klausurwissen als sichere Basis für den Prüfungserfolg zu vermitteln. Ab der 21. Auflage kann die Flexibilität und das erlernte Wissen sogleich anhand der drei von den »Steuerlehrgängen Dr. Bannas« zur Verfügung gestellten Klausuren auf der SP-myBook-Seite zum Buch überprüft werden.

Die Herausgeber möchten sich bei allen Autoren bedanken, die teils seit nunmehr 20 Jahren ihre Beiträge abliefern und somit den Grundstein für das theoretische Bestehen einer der schwierigsten Prüfungen in Deutschland legen.


	Stuttgart, im Januar 2022
	Michael Preißer und Gerhard Girlich






[10]Vorwort der Autoren zur 21. Auflage (Prüfung 2022)

Teil A Besteuerung der Einzelunternehmen

Nicht nur Goethe war ein Freund der Buchführung, wohl wegen seiner Vorliebe für geschlossene Systeme. Ohne im zweiten Band Grundkenntnisse der Buchführung zu vermitteln (vielmehr werden diese vorausgesetzt), erhält der Leser zahlreiche Gelegenheiten, seine Fähigkeiten auf diesem Gebiet im Eigenstudium zu testen und zu vervollkommnen.

Zunächst wird die Einnahmeüberschussrechnung (EÜR) erläutert. Getreu dem Konzept, so strukturiert wie möglich vorzugehen, wird die EÜR anhand der Vermögenskategorien vorgestellt, so wie sie auch im Bilanzrecht wiederkehren. Dies erlaubt eine fast synoptische Darstellung beider Gewinnermittlungstechniken, der EÜR und des Betriebsvermögensvergleichs, die sich spätestens bei der Verprobung (Wechsel der Gewinnermittlung) bezahlt macht.

Die Darstellung des Bilanzsteuerrechts, oft auch als »Mathematik des Steuerrechts« bezeichnet, schließt sich an und wird abgerundet durch »technische Aspekte«. Kernpunkt der Abhandlung des Bilanzsteuerrechts ist der Vergleich der Handelsbilanz mit der Steuerbilanz, welcher für die steuerliche Gewinnermittlung von Bedeutung ist. Sie ist gegliedert in Bilanzierungsgrundsätze, Bewertungsgrundsätze und Bewertungsvorschriften. Im Hauptteil werden die Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften des Steuerrechts und ihre Anwendung im Rahmen der Maßgeblichkeit dargestellt und erläutert.

Die Darstellung wird abgerundet durch die Besprechung der einzelnen Bilanzpositionen unter Berücksichtigung der bindenden höchstrichterlichen Finanzrechtsprechung.

Im Abschnitt »Technische Aspekte« werden die Auswirkungen der Berichtigungen von Bilanzposten und Posten der Gewinn- und Verlustrechnung auf den steuerlichen Gewinn erläutert. Beschrieben werden die Methoden der Mehr- und Wenigerrechnung, wie sie in der steuerlichen Außenprüfung verwendet werden (häufiger Prüfungsgegenstand). Darüber hinaus wird die Notwendigkeit der Anpassung der von der steuerlichen Außenprüfung berichtigten Posten in der Buchführung des geprüften Unternehmens dargestellt.

Teil B Besteuerung der Personengesellschaften

Der knappen »Ressource« Gesetz (hauptsächlich: § 15 Abs. 1 Nr. 2, § 15 Abs. 3 und § 16 Abs. 1 Nr. 2 EStG) steht ein umfangreiches Themengebiet gegenüber. Die (nur im deutschsprachigen Wirtschaftsraum sehr) populäre Personengesellschaft stellt immer noch die am weitesten verbreitete Rechtsform des sog. Mittelstandes dar. Damit wird zwanglos die Praxis- und Prüfungsrelevanz verdeutlicht.

Hauptthemen in der geschlossenen Darstellung (einzig § 15a EStG und § 6 Abs. 5 EStG werden in anderem Sachzusammenhang erläutert) der Steuerfragen und Gewinnermittlung der Personengesellschaften sind:


	die weitgehende steuerrechtliche Verselbständigung der Personengesellschaften, die ihren Niederschlag in dem Terminus »Mitunternehmerschaft« gefunden hat;

	die sich daraus ableitende Divergenz zwischen der Handelsbilanz einer Personengesellschaft einerseits und der Steuerbilanz einer Mitunternehmerschaft andererseits;

	insbesondere aber das Phänomen der sog. Doppelgesellschaften (allen voran die Betriebsaufspaltung und die GmbH & Co. KG), die hauptsächlich unter dem Regime der Besteuerung der Mitunternehmerschaften, aber auch der Kapitalgesellschaften stehen und von daher beide Techniken in sich vereinen.



[11]Eine immer größere Bedeutung – auch in der Klausuren-Praxis – kommt den Vorschriften zur betrieblichen Umstrukturierung von Personenunternehmen zu, auf die verstärkt eingegangen wird. In diesen Bereichen kommt es sowohl bei der Realteilung (»unechte Realteilung«) wie auch bei § 24 UmwStG zu Neuansätzen.

Den Abschluss der Darstellung bilden (bis heute ungelöste) Fragen der Bilanzierung der Beteiligung an einer Personengesellschaft, die Folgen einer Veräußerung der Beteiligung und schließlich die Thematik des Ausscheidens durch An-/Abwachsung, bei der sich bis heute die Fachleute streiten, ob sie ein Fall der Einzel- oder der Gesamtrechtsnachfolge ist.

Die Erläuterung zu den Steuerfragen der Personengesellschaft dient in erster Linie der kritischen Aufbereitung und Auseinandersetzung mit der umfangreichen Judikatur, da viele der vorgestellten Rechtsinstitute »Geschöpfe« der BFH-Rechtsprechung sind.

Teil C Körperschaftsteuer

Das Körperschaftsteuergesetz ist seit dem grundlegenden Wandel 2001 laufend weiteren umfangreichen Änderungen unterzogen worden. Dieser Wandel betrifft zwar in erster Linie die Rechtsfolgen von Gewinnausschüttungen; er hat aber auch Auswirkungen auf die Einkommensermittlung von Kapitalgesellschaften. Diese Auswirkungen sind in erster Linie systembedingte Änderungen (z. B. §§ 8b Abs. 1 und 2, 8c und d KStG oder § 4h EStG i. V. m. § 8a KStG).

Mit der Abgeltungsteuer (2009) ist die Besteuerungsebene der Anteilseigner komplett neu geregelt worden. Die Reflexwirkungen auf die Ebene der »dividenden-produzierenden« Kapitalgesellschaft sind angesprochen und werden aufgezeigt.

Innerhalb des vorliegenden Gesamtwerkes nimmt das Körperschaftsteuerrecht nur einen vergleichsweise kleinen Raum ein. Dieser entspricht aber der Wertigkeit dieses Rechtsgebietes innerhalb des Steuerberaterexamens, das mit einem Anteil von 40 % der zweiten Klausur das Körperschaftsteuerrecht umfasst. Das Werk folgt weitgehend dem Klausurschema von Körperschaftsteuerklausuren. Zunächst sind Ausführungen zur persönlichen Steuerpflicht zu machen, die bei einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im Inland relativ knapp ausfallen können, aber nie fehlen dürfen.

Der Schwerpunkt der Klausuren liegt auf der Ermittlung des Einkommens bzw. auf der Berechnung der Körperschaftsteuerbelastung. Bei Problemstellungen in Bezug auf die Ermittlung des Einkommens kommt es neben der Lösung der Detailprobleme vor allem auf die Systematik der Einkommensermittlung an; der Nutzer sollte sich deswegen an dem in Kap. III 2.2 vorgelegten Schema orientieren und sich überlegen, ob ein Vorgang zu Änderungen innerhalb oder außerhalb der Bilanz führt.

Es ist davon auszugehen, dass die Steuerfolgen von Gewinnausschüttungen, insbesondere die verdeckte Gewinnausschüttung (aber auch die verdeckte Einlage) weiterhin einen wesentlichen Schwerpunkt von Klausuren bilden werden. Daher sind in diesem Teil Beispiele eingearbeitet worden, die selbständig gelöst werden sollten.

Teil D Umwandlungssteuerrecht

Der Beruf des Steuerberaters ist gekennzeichnet durch die Vielfalt des verwobenen Steuerrechts, das trotz der Bekundungen der Politik bzw. des Gesetzgebers in den letzten Jahren nicht einfacher geworden ist. Die Schnelllebigkeit der Gesetze ist unter anderem sehr gut am Umwandlungssteuerrecht nachzuvollziehen: Wurde gerade die letzte Gesetzesänderung »verdaut«, steht schon die nächste vor der Tür. Die Idee der Herausgeber und des Verlages, für die Praxis und zur Vorbereitung auf die Steuerberaterprüfung ein kompaktes, aber den[12]noch auf alle Themengebiete des Examens hinführendes Werk zu schaffen, wurde auch in diesem Teil zielorientiert umgesetzt. Von besonderer Bedeutung ist die Vorherigkeit (Präzedenz) des Zivilrechts (hier: des Umwandlungsrechts). Mit der thematischen Fokussierung auf die Besteuerung von Gesellschaften wird dem Leser in dem Teilbereich »Umwandlungssteuerrecht« ein Weg aufgezeigt, sich in allen einschlägigen steuerrelevanten Themen schnell zurechtzufinden. Die Bedeutung des Umwandlungssteuerrechts (innerhalb und außerhalb des UmwStG!) für die Steuerberaterprüfung wächst zusehends.


	Stuttgart, im Januar 2022
	Gerhard Girlich


	
	Torsten Maurer


	
	Karsten Melzer


	
	Johann Missal


	
	Michael Preißer
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	Einkommensteuergesetz


	EStR
	Einkommensteuer-Richtlinien


	ETW
	Eigentumswohnung


	EU
	Europäische Union


	EuGH
	Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften


	EÜR
	Einnahmen-Überschuss-Rechnung


	E-USt
	Einfuhrumsatzsteuer


	EV
	Eigentumsvorbehalt


	e. V.
	eingetragener Verein


	evtl.
	eventuell


	EW
	Einheitswert


	EWIV
	Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung


	EZ
	Erhebungszeitraum


	f., ff.
	folgende, fortfolgende


	FA/FÄ
	Finanzamt/Finanzämter


	FAGO
	Geschäftsordnung für die Finanzämter


	FG
	Finanzgericht


	FGG
	Reichsgesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 17.05.1898


	FGO
	Finanzgerichtsordnung


	FGO-ÄndG
	FGO-Änderungsgesetz


	FinMin
	Finanzministerium


	FinVerw
	Finanzverwaltung


	FN
	Fußnote


	FN-IdW
	Fachnachrichten des Instituts der Wirtschaftsprüfer


	[37]FörderGG
	Fördergebietsgesetz


	FR
	Finanz-Rundschau


	FusionsRL
	Fusionsrichtlinie


	FVG
	Gesetz über die Finanzverwaltung


	GABl.
	Gemeinsames Amtsblatt des Landes Baden-Württemberg


	GbR
	Gesellschaft bürgerlichen Rechts


	geb.
	geboren


	gem.
	gemäß


	GenG
	Genossenschaftsgesetz


	GewO
	Gewerbeordnung


	GewSt
	Gewerbesteuer


	GewStDV
	Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung


	GewStG
	Gewerbesteuergesetz


	GewStR
	Gewerbesteuer-Richtlinien


	GF
	Geschäftsführer


	G’fter
	Gesellschafter


	GFZ
	Geschossflächenzahl


	GG
	Grundgesetz


	ggf.
	gegebenenfalls


	GmbH
	Gesellschaft mit beschränkter Haftung


	GmbHG
	Gesetz betreffend die Gesellschaft mit beschränkter Haftung


	GmbHR
	GmbH-Rundschau


	GrESt
	Grunderwerbsteuer


	GrEStG
	Grunderwerbsteuergesetz


	GrS
	Großer Senat


	GrStG
	Grundsteuergesetz


	GrStR
	Grundsteuer-Richtlinien


	GruBo
	Grund und Boden


	G+V
	Gewinn- und Verlustrechnung


	GVG
	Gerichtsverfassungsgesetz


	GWG
	Geringwertige Wirtschaftsgüter


	H
	Hinweis (zu Richtlinien)


	h. A.
	herrschende Auffassung


	HB
	Handelsbilanz


	HFA
	Hauptfachausschuss


	HFR
	Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung (Entscheidungssammlung)


	HGB
	Handelsgesetzbuch


	HK
	Herstellungskosten


	h. L.
	herrschende Lehre


	h. M.
	herrschende Meinung


	HR
	Handelsregister


	HS
	Halbsatz


	HV
	Handelsvertreter


	[38]i. d. F.
	in der Fassung


	i. d. R.
	in der Regel


	IdW
	Institut der Wirtschaftsprüfer


	i. e.
	id est


	i. e. S.
	im engeren Sinne


	i. H. v.
	in Höhe von


	inkl.
	inklusive


	insb.
	insbesondere


	InsO
	Insolvenzordnung


	InvZulG
	Investitionszulagengesetz


	i. R. d.
	im Rahmen des/der


	i. R. v.
	im Rahmen von


	i. S. d.
	im Sinne des/der


	i. S. e.
	im Sinne eines/einer


	IStR
	Internationales Steuerrecht (Zeitschrift)


	i. S. v.
	im Sinne von


	i. Ü.
	im Übrigen


	i. V. m.
	in Verbindung mit


	i. w. S.
	im weiteren Sinne


	JGG
	Jugendgerichtsgesetz i. d. F. vom 11.12.1974


	jPdöR
	juristische Person(en) des öffentlichen Rechts


	JStG
	Jahressteuergesetz


	Kap.
	Kapitel


	KapErhStG
	Gesetz über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln (»Steuerliches Kapitalerhöhungsgesetz«)


	KapESt
	Kapitalertragsteuer


	KapG
	Kapitalgesellschaft


	KapVermStG
	Kapitalvermögensteuergesetz


	Kfz
	Kraftfahrzeug


	KG
	Kommanditgesellschaft


	KGaA
	Kommanditgesellschaft auf Aktien


	Kj.
	Kalenderjahr


	Komm.
	Kommentar


	KöMoG
	Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts


	KÖSDI
	Kölner Steuerdialog (Zeitschrift)


	KraftStG
	Kraftfahrzeugsteuergesetz


	KSt
	Körperschaftsteuer


	KStG
	Körperschaftsteuergesetz


	KStR
	Körperschaftsteuer-Richtlinien


	KWG
	Kreditwesengesetz


	LAG
	Landesarbeitsgericht


	Lit.
	Literatur


	LSG
	Landessozialgericht


	[39]LSt
	Lohnsteuer


	LStDV
	Lohnsteuer-Durchführungsverordnung


	LStR
	Lohnsteuer-Richtlinien


	lt.
	laut


	L+F
	Land- und Forstwirtschaft


	L+L
	Lieferungen und Leistungen


	m. a. W.
	mit anderen Worten


	m. E.
	meines Erachtens


	MEG
	Miterbengemeinschaft


	MFH
	Mehrfamilienhaus


	Mio.
	Millionen


	MoMiG
	Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen


	MoPeG
	Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts


	Mrd.
	Milliarden


	MU
	Mitunternehmer


	MüKo
	Münchener Kommentar


	Mu-To-RL
	Mutter-Tochter-Richtlinie


	m. w. N.
	mit weiteren Nachweisen


	nat.
	natürliche/-r/-s


	Nato
	Nordatlantischer Verteidigungspakt (»North Atlantic Treaty Organization«)


	ND
	Nutzungsdauer


	n. F.
	neue Fassung


	NJW
	Neue Juristische Wochenschrift


	n. n. v.
	noch nicht veröffentlicht


	Nr.
	Nummer


	nrkr.
	nicht rechtskräftig


	NWB
	Neue Wirtschaftsbriefe


	o. Ä.
	oder Ähnliches


	OECD-MA
	OECD-Musterabkommen


	OFD
	Oberfinanzdirektion


	o. g.
	oben genannte/-r/-s


	OG
	Obergeschoss


	oGA
	offene Gewinnausschüttung


	OHG
	Offene Handelsgesellschaft


	OLG
	Oberlandesgericht


	OrgG
	Organgesellschaft


	OrgT
	Organträger


	OVG
	Oberverwaltungsgericht


	OWiG
	Gesetz über Ordnungswidrigkeiten


	PartG
	Partnerschaftsgesellschaft (steht auch für Parteiengesetz)


	PartGG
	Partnerschaftsgesellschaftsgesetz


	[40]PassG
	Passgesetz


	PersG
	Personengesellschaft


	PersHG
	Personenhandelsgesellschaft


	PV
	Privatvermögen


	R
	Richtlinie


	RA
	Rechtsanwalt


	RAP
	Rechnungsabgrenzungsposten


	RennwLottAB
	Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotteriegesetz


	RfE
	Rücklage für Ersatzbeschaffung


	RFH
	Reichsfinanzhof


	RG
	Reichsgericht


	RIW
	Recht der Internationalen Wirtschaft


	rkr.
	rechtskräftig


	Rn.
	Randnummer


	Rspr.
	Rechtsprechung


	Rz.
	Randziffer


	S.
	Satz/Sätze


	s.
	siehe


	SB
	Schlussbilanz


	s. b.
	sonstiger betrieblicher


	SEStEG
	Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften


	SE-VO
	Verordnung über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE)


	SGB
	Sozialgesetzbuch


	sog.
	sogenannte/-r/-s


	SolZ
	Solidaritätszuschlag


	StÄndG
	Steueränderungsgesetz


	StB
	Steuerbilanz; Steuerberater


	StBerG
	Steuerbereinigungsgesetz


	StBG
	Steuerberatergesetz


	StBGebV
	Steuerberatergebührenverordnung


	StbJb
	Steuerberater-Jahrbuch


	StBp
	Die steuerliche Betriebsprüfung (Zeitschrift)


	StED
	Steuerlicher Eildienst (Zeitschrift)


	StEntlG
	Steuerentlastungsgesetz vom 24.03.1999, BGBl I 1999, 402


	Steufa
	Steuerfahndung


	StGB
	Strafgesetzbuch


	StKl.
	Steuerklasse


	StMBG
	Gesetz zur Bekämpfung des Missbrauchs und zur Bereinigung des Steuerrechts


	stpfl.
	steuerpflichtig


	StPfl.
	Steuerpflichtige/-r


	StPO
	Strafprozessordnung


	[41]str.
	strittig


	StSenkG
	Steuersenkungsgesetz vom 23.10.2000, BGBl I 2000, 1428


	StuW
	Steuern und Wirtschaft


	StVBG
	Steuerverkürzungsbekämpfungsgesetz


	StVergAbG
	Steuervergünstigungsabbaugesetz


	TabakStG
	Tabaksteuergesetz


	TB
	Teilbereich


	TW
	Teilwert


	Tz.
	Textziffer


	u. a.
	unter anderem


	u. Ä.
	und Ähnliches


	Ubg
	Die Unternehmensbesteuerung (Zeitschrift)


	UE
	Umwandlungssteuererlass


	u. E.
	unseres Erachtens


	UmwG
	Umwandlungsgesetz


	UmwStAE
	Umwandlungssteuer-Anwendungserlass


	UmwStErl
	Umwandlungssteuererlass


	UmwStG
	Umwandlungssteuergesetz


	UntStFG
	Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetz vom 20.12.2001, BGBl I 2001, 3858


	UntStRefG
	Unternehmenssteuerreformgesetz


	UR
	Umsatzsteuer-Rundschau (Zeitschrift)


	USt
	Umsatzsteuer


	UStÄndG
	Umsatzsteueränderungsgesetz


	UStB
	Der Umsatz-Steuer-Berater (Zeitschrift)


	UStDV
	Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung


	UStG
	Umsatzsteuergesetz


	USt-IdNr.
	Umsatzsteueridentifikationsnummer


	USt-VA
	Umsatzsteuervoranmeldung


	u. U.
	unter Umständen


	UV
	Umlaufvermögen


	UVR
	Zeitschrift für Umsatzsteuer- und Verkehrsteuerrecht


	VA
	Voranmeldung, Verwaltungsakt


	Var.
	Variante


	VAZ
	Voranmeldungszeitraum


	vE
	verdeckte Einlage


	vEK
	verwendbares Eigenkapital


	VermBG
	Vermögensbildungsgesetz


	VerwGrS
	Verwaltungsgrundsätze


	vGA
	verdeckte Gewinnausschüttung


	vgl.
	vergleiche


	VollStrA
	Vollstreckungsanweisung


	VRt
	Verlustrücktrag


	vs.
	versus


	[42]VSt
	Vorsteuer


	VStG
	Vermögensteuergesetz


	V+V
	Vermietung und Verpachtung


	VVt
	Verlustvortrag


	VwGO
	Verwaltungsgerichtsordnung


	VwVG
	Verwaltungsvollstreckungsgesetz


	VwZG
	Verwaltungszustellungsgesetz


	VZ
	Veranlagungszeitraum


	WertV
	Wertermittlungsverordnung


	WG
	Wirtschaftsgut


	wG
	wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb


	wistra
	Zeitschrift für Wirtschaft, Steuer, Strafrecht


	Wj.
	Wirtschaftsjahr


	WK
	Werbungskosten


	WM
	Wertpapier-Mitteilungen


	WoP
	Wohnungsbauprämie


	WP
	Wirtschaftsprüfer


	WPg
	Die Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift)


	ZASt
	Zinsabschlagsteuer


	z. B.
	zum Beispiel


	ZEV
	Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge


	ZFH
	Zweifamilienhaus


	ZG
	Zollgesetz


	Ziff.
	Ziffer


	ZPO
	Zivilprozessordnung


	z. T.
	zum Teil


	z. v. E.
	zu versteuerndes Einkommen


	ZVG
	Zwangsversteigerungsgesetz


	zzgl.
	zuzüglich






[43]A Besteuerung der Einzelunternehmen

Das Gliederungskonzept des zweiten Bandes folgt der wirtschaftlichen Realität und zugleich den rechtlichen Rahmenbedingungen, die auch für das Steuerrecht bindend sind. Es gibt nach dem deutschen Unternehmensrechtsverständnis nur drei Unternehmensträger: die Einzelperson, die Personengesellschaft (PersG) und die Kapitalgesellschaft (KapG). Die Unternehmens-Trias ist als Konstante für das (Ertrag-)Steuerrecht bindend, wenngleich die Wissenschaft immer wieder eine Gleichbesteuerung aller Unternehmensträger postuliert (sog. rechtsformneutrale Besteuerung). Sämtliche Versuche, die Rechtsformneutralität im Ertragsteuerrecht einzuführen, scheiterten weitgehend. Mit der Verabschiedung von § 1a KStG hat der Gesetzgeber aber erstmals ein Optionsrecht für PersG eingeführt, nachdem diese zur Besteuerung mit KSt wechseln können. Zudem werden PersG, die ihre Gewinne einbehalten, seit dem VZ 2008 auf Tarifebene Steuersätze gewährt, die denen von KapG angenähert sind (die sog. Thesaurierungsbesteuerung).

Jeder dieser Unternehmensträger ermittelt als Ergebnis seiner wirtschaftlichen Betätigung den Gewinn mit eigenen Bilanzvorschriften, der sodann die betriebliche1 Besteuerungsgrundlage darstellt. Die Gewinnermittlungen der PersG und der KapG folgen – auch hier – als jeweilige Spezialregelung der Gewinnermittlung des Einzelunternehmers. Die betriebliche Besteuerungsgrundlage des Einzelunternehmers ist die vorgezogene Klammer für alle Unternehmensträger.



1 Hier als Sammelbegriff für gewerbliche, selbständige und L+F-Einkünfte.



[45]I Grundfragen der Gewinnermittlung (inklusive § 4 Abs. 3-Rechnung)

Das deutsche Einkommensteuerrecht fußt auf einer Zweiteilung der Einkünfte in Gewinn- und Überschusseinkünfte (sog. Dualismus der Einkunftsarten bzw. der Einkunftsermittlung; § 2 Abs. 2 EStG).

Für die Gewinnermittlung sind mehrere Ermittlungstechniken vorgesehen. Die wichtigsten sind dabei der – auf einer Bilanz basierende – Betriebsvermögensvergleich (BVV) nach § 4 Abs. 1 S. 1 EStG und die Überschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG.2 Beide Ermittlungstechniken sind gleichberechtigt und stehen selbständig nebeneinander.

Beginnend mit der Überschussrechnung werden im ersten Gliederungspunkt die wichtigsten Gemeinsamkeiten und Unterschiede der betrieblichen Gewinn-Einkunftsermittlungen dargestellt. Die thematische Überleitung zum Bilanzrecht, dem die anschließende Darstellung gewidmet ist, leistet hier der »Wechsel der Gewinnermittlung«, dem zugleich die Funktion eines Kurzrepetitoriums der Bilanztechnik zukommt.

1 Betriebsvermögensvergleich und Einnahmenüberschussrechnung


1.1 Überblick
Natürlich führen nur Geschäftsvorfälle, die durch WG des Betriebsvermögens ausgelöst werden, zu berücksichtigungsfähigen Ergebnissen bei der Überschussrechnung. Anders formuliert: Erträge oder Aufwendungen mit WG des Privatvermögens sind für die steuerliche Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG obsolet. Damit ist gleichzeitig zum Ausdruck gebracht, dass zentrale Begriffe der betrieblichen Gewinnermittlung wie Betriebseinnahmen (BE), Betriebsausgaben (BA) oder der Begriff des WG in beiden Ermittlungsmethoden einheitlich gebraucht werden.

Anders als die bilanzielle Gewinnermittlung durch BVV nach § 4 Abs. 1 und §§ 5 ff. EStG (inkl. §§ 4a – j EStG) ist die Überschussrechnung vom Gesetzgeber in § 4 Abs. 3 EStG sehr zurückhaltend mit (heute) nur fünf Sätzen geregelt worden. Die Regelungslücken werden dabei weitestgehend – unter dem Gesichtspunkt der »Totalgewinnidentität« – durch einen Rückgriff auf die Rechtsfolgen der bilanzierenden Gewinnermittlung geschlossen. Die Rspr. lässt sich dabei in der Beurteilung der Gewinnauswirkung von Geschäftsvorfällen, bezogen auf die gesamte Lebensdauer des Unternehmens, von einem einheitlichen Gewinnbegriff leiten (BFH vom 06.12.1972, BStBl II 1973, 293).



1.2 Der technische Unterschied im Einzelnen

Als Eckpfeiler zur Charakterisierung der Hauptunterschiede werden herkömmlich die Begriffe »Soll-Rechnung« bei der Bilanzierung und »Ist-Rechnung« bei § 4 Abs. 3 EStG verwendet.


Beispiel 1: Ermittlungsbedarf bei Kleinunternehmer U

U erbringt am 27.12.01 ordnungsgemäß eine – umsatzsteuerfreie – Lieferung (bzw. eine Dienstleistung) gegenüber dem Kunden K. Hierüber wird noch in 01 eine Rechnung über 10.000 € erstellt. Die Rechnung wird im Februar 02 von K bezahlt.

Gleichzeitig bestellt U am 22.12.01 Ware auf Ziel vom Lieferanten L (5.000 € zzgl. 19 % USt). Die Ware wird am 20.01.02 bezahlt; die Wiederbeschaffungskosten (TW) der Ware betragen am 31.12.01 nur noch 4.000 €.

U möchte die Auswirkungen wissen, je nachdem, ob er bilanziert oder nach § 4 Abs. 3 EStG seinen Gewinn ermittelt.



[46]Während beim BVV die Inventur bzw. die Bestandskonten (Grundlagen der Schlussbilanz) die maßgeblichen Informationen für die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG liefern, spielt die Ermittlung und Bewertung des BV bei der Überschussrechnung grundsätzlich keine Rolle. Damit sind insb. Forderungen und Verbindlichkeiten für die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG irrelevant.

Unter dem Regime des § 4 Abs. 3 EStG werden im jeweiligen VZ nur die tatsächlichen Betriebs-Einnahmen und Betriebs-Ausgaben dieser Periode erfasst. Anders als bei den Überschusseinkünften nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 EStG (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 – 7 EStG) werden jedoch bei der § 4 Abs. 3-Rechnung auch realisierte Wertveränderungen des BV (Hauptfall: Veräußerungen von Anlage-WG) berücksichtigt.


Lösung:

Bei ordnungsgemäßer3 Lieferung (Leistung) des U ist unter dem Gewinnregime des BVV die Forderung des U als Aktivposten und damit als Gewinn (i. H. v. 10.000 €) in 01 auszuweisen, während bei der Kassenrechnung (»Ist- oder Cash-Prinzip«) des § 4 Abs. 3 EStG erst die Bezahlung in 02 zu einem Gewinnausweis führt.

Ebenso bleibt nach der Überschussrechnung der Wareneinkauf in 01 unberücksichtigt – und dies in zweifacher Hinsicht:

	Erstens erfolgt eine Gewinn- (hier: Verlust-)Berücksichtigung erst mit der Bezahlung in 02 und
	zweitens bleibt die beim Bilanzierenden ggf. vorzunehmende TW-AfA nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 S. 2 EStG (bei voraussichtlich dauernder Wertminderung) unberücksichtigt, da eine Bestandsermittlung und -bewertung bei der Überschussrechnung gerade nicht stattfindet.



Die steuerlichen Auswirkungen hängen demnach von den persönlichen Leistungsmerkmalen im jeweiligen VZ ab und können – je nach Gewinnermittlungsart und Steuersatz – zu einer unterschiedlich hohen Steuerbelastung führen. Es gibt kein Gebot einer »Totalsteueridentität«.


1.3 Der Personenkreis für die Überschussrechnung

Ausgehend von § 2 Abs. 2 Nr. 1 EStG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 1 – 3 EStG kommen als (Gewinn-) Überschussrechner nur Land- und Forstwirte (L+F), Freiberufler und Gewerbetreibende in Betracht. Nachdem L+F in diesem Buch nicht näher behandelt wird, erschließt sich das Wahlrecht der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG bzw. nach § 4 Abs. 3 EStG grundsätzlich nur für Freiberufler und Gewerbetreibende. Für die Gewerbetreibenden sehen allerdings §§ 140, 1414 AO regelmäßig die Buchführungspflicht vor, sodass im Ergebnis nur Freiberufler und nichtkaufmännische Kleinstgewerbetreibende zwischen beiden Techniken wählen dürfen.

Gem. § 241a HGB besteht für Einzelkaufleute dann keine Buchführungspflicht, wenn bei zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren sowohl die Umsatzerlöse unter 600.000 € als auch der Jahresüberschuss unter 60.000 € blieb(en).


[47]Beispiel 2: Steuerliche Zweiklassengesellschaft auf dem Flohmarkt

Ein Angestellter A (Dipl.-Ing.) und ein Selbständiger S (Dipl.-Ing. FH) verkaufen auf dem Flohmarkt je einen zwei Jahre alten Laptop (AK: 2.100 €; betriebsgewöhnliche ND: drei Jahre) für 1.000 € (netto). Der Laptop wurde in beiden Fällen ausschließlich bei der Arbeit eingesetzt und ist in den Veranlagungen vom FA als Arbeitsmittel anerkannt worden.

Lösung: A konnte bei seiner Einkunftsermittlung nach § 19 EStG die jährliche AfA für den Laptop i. H. v. je 700 € als WK nach §§ 19, 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 6 S. 2 i. V. m. Nr. 7 S. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 S 1 f. EStG absetzen, ohne den Veräußerungsgewinn zu besteuern.

Der selbständige Ingenieur S hatte ebenso bei der laufenden Gewinnermittlung die (betragsmäßig identische) AfA als BA nach § 4 Abs. 4 i. V. m. § 4 Abs. 3 S. 3 und § 7 Abs. 1 S. 1 und 2 EStG zu berücksichtigen. Anders als bei Überschusseinkünften sind jedoch bei der Gewinneinkunftsart des § 18 EStG die Wertsteigerungen der eingesetzten betrieblichen WG zu berücksichtigen. Nachdem der Restwert des Laptop 700 € (2.100 € AK ./. 1.400 € AfA) und der Kaufpreis 1.000 € betragen, hat S noch einen Veräußerungsgewinn von 300 € zu versteuern. Mit der Steuerverhaftung der bei den Gewinneinkunftsarten eingesetzten WG (sog. BV) ist – im Unterschied zum PV (WG, die im Bereich der Überschusseinkünfte verwendet werden) – der eigentliche Unterschied der Einkunftsarten i. S. d. Dualismusdiskussion angesprochen. WG des PV sind nicht steuerverstrickt und Wertentwicklungen (nach oben/unten) werden dort nur ausnahmsweise respektive selektiv (§§ 17, 23 EStG) erfasst.





1.4 Wahl der Ermittlungsart
Für den verbleibenden Kreis der Gewinneinkunftserzieler (Freiberufler und Kleinstgewerbetreibende), die zwischen der Ermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG und nach § 4 Abs. 3 EStG wählen dürfen, stellt sich wegen der z. T. deutlichen Steuerauswirkungen die Frage, wie (und wie häufig) dieses Wahlrecht ausgeübt werden kann. Die umfangreiche Rspr. des BFH – und ihre Übernahme seitens der Verwaltung5 – kann man auf drei zentrale Aussagen zurückführen:

	Mit der Erstellung einer Eröffnungsbilanz hat der Steuerbürger sein Wahlrecht konkludent ausgeübt und sich für den BVV (§ 4 Abs. 1 EStG) entschieden.
	Die Nichteinrichtung einer Buchführung lässt nur dann auf eine entsprechende Ausübung des Wahlrechts (Überschussrechnung) schließen, wenn sich der StPfl. über die Voraussetzung des Wahlrechts im Klaren war.
	Das Wahlrecht ist grundsätzlich für jeden Gewinnermittlungszeitraum (neu) und zu Beginn des VZ auszuüben; es darf aber nicht zu einem willkürlichen (beliebigen) Wechsel der Ermittlungsart kommen.




2 Die Überschussrechnung im Einzelnen

2.1 Der »Überschuss« der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben

2.1.1 Die Betriebseinnahmen im Gewinnsteuerrecht

Anders als die BA (§ 4 Abs. 4 EStG) und anders als die Einnahmen (§ 8 EStG) sind die BE nicht gesetzlich definiert. Abstrakt-theoretisch wird der Anwendungsbereich durch eine doppelte Analogie zu den o. g. Bestimmungen erschlossen: BE sind Zugänge (Zuflüsse), die in Geld oder Geldeswert bestehen und durch den Betrieb veranlasst sind.


Beispiel 3: Die Incentive-Reise des schlitzohrigen Steuerberaters

StB Cleverle C konzentriert sich auf die Beratung von KapG. Ohne zum Prüfungstestat berechtigt zu sein, prüft und zertifiziert C die Abschlüsse der Neumax-AG. Vom Vorstand der AG erhält er dafür kostenlos eine Informationsreise zur Steueroase Bahamas (Flugticket zu 2.000 €). Der Flug mit der Lufthansa bringt C einen Bonus im Rahmen seines Miles & More-Vertrages (Wert: 200 €) ein. Bei Reiseantritt hatte C seine StB-Zulassung bereits zurückgeben müssen; außerdem ist der Flugschein auf ihn als Privatperson ausgestellt.



[48]Häufig wird in der Überschussrechnung, insb. bei Freiberuflern, nicht der monetäre Zahlungsweg eingeschlagen. Die »Abrechnung« in Form von Naturalien oder von erhaltenen Dienstleistungen führt über die analoge Anwendung von § 8 Abs. 2 EStG zum Ansatz des objektiven Endverbraucherpreises als BE.

Andererseits ist geklärt, dass in folgenden Fällen keine BE anzusetzen ist:


	ersparte Aufwendungen;

	fiktive Einnahmen (Grund: Es werden nur Ist-Einnahmen besteuert);

	steuerfreie Einnahmen6;

	Einnahmen im Rahmen anderer Rechtsverhältnisse (anderer Einkunftsquellen);

	das Fehlen eines Zustandstatbestandes (= private Veranlassung).




Lösung:

Der Gewinneinkunftserzieler C (§ 18 EStG) erhält von seinem Auftraggeber das Honorar für eine unerlaubte, aber steuerrelevante Tätigkeit in Form eines Reisegutscheins. Weil dieser erst nach Rückgabe seiner Bestellungsurkunde eingelöst wurde, liegt eine nachträgliche BE (§ 24 Nr. 2 EStG) vor, die durch die vorherige freiberufliche Tätigkeit verursacht war. Die Bezeichnung – »privates Geschenk« – ist dabei unbeachtlich. Der am Flugschalter zu zahlende Preis von 2.000 € ist als BE anzusetzen (BFH vom 20.04.1989, BStBl II 1989, 641).

Problematisch ist allerdings die Prämie der Lufthansa. Zwar werden mittelbare Vorteile wie Bonusgutschriften als wirtschaftlicher Wertzugang nach § 8 Abs. 2 EStG gewertet,7 die mögliche Steuerfolge (BE) setzt jedoch auch hier eine eindeutige betriebliche Veranlassung voraus, wie dies z. B. bei Dienstleistern des Hotel- und Fluggewerbes der Fall ist. Zwar rechtfertigt die Zuwendung eines Dritten (Lufthansa; »verursachender« Vertragspartner ist die Neumax-AG) die Annahme einer BE, letztlich scheitert die Steuerpflicht jedoch an § 3 Nr. 38 EStG, da der eingeräumte Bonus von 200 € nicht den Jahresfreibetrag von 1.080 € überschreitet.



Ähnliche Probleme treten in der häufig diskutierten Fallgruppe des Einnahmeverzichts (besser: Forderungsverzichts) auf.


Beispiel 4: Der großzügige Dr. Mabuse (M)

M behandelt seinen Kollegen Frankenstein F wegen dessen Blutarmut in 01. Die ärztliche Leistung (Liquidationswert: 3.000 €) wird dem Kollegen nicht in Rechnung gestellt.

Lösung: Bekanntlich führt eine Rechnung allein (mit einem offenen Zahlungsbetrag) zu keiner Ist-Einnahme. Erst recht kann – wie hier – aus der unterlassenen Rechnungsstellung nicht auf eine Einnahme nach § 4 Abs. 3 EStG geschlossen werden. Für 01 sind zwei Lösungen denkbar:

	Entweder haben sich M und F im Voraus auf eine unentgeltliche Behandlung verständigt (vergleichbar der Dienstleistung unter Angehörigen). Dann kann eine Forderung nicht entstehen; ein Verzicht ist begrifflich nicht möglich. Eine BE liegt nicht vor.
	Eine allein praxisgerechte Auslegung führt hier jedoch zu einem Honoraranspruch. Dabei wird – im Anschluss an die ständige BFH-Rspr. (BFH vom 31.07.1991, BStBl II 1992, 375) – danach differenziert, ob der Forderungserlass privat oder betrieblich motiviert war. Bei einem betrieblich verursachten Verzicht (Beispiel: Aufrechterhalten des Kundenkontaktes) ist der Erlass steuerunbeachtlich, wie dies im Ergebnis auch bei einem Bilanzierenden der Fall wäre.8 Ein privat veranlasster Verzicht führt hingegen zu einer Entnahme der Forderung – und somit in der Auswirkung zu einer BE.

Das Motiv des M ist als privat einzustufen; er hat daher in 01 zusätzlich 3.000 € zu versteuern.




[49]2.1.2 Besonderheiten bei den Betriebseinnahmen

In einer der Hauptfallgruppen der Überschussrechnung (Gewinnermittlung von Ärzten) ist auf folgende Besonderheit in der Rspr. zu verweisen, die bereits zur Technik des § 11 EStG überleitet.


Beispiel 5: Ärztliche Liquidation (vor und nach der Gesundheitsreform)

Zahnarzt Z rechnet mit seinen Privatpatienten über eine Inkasso-GmbH ab, während die Honorarabrechnung mit den Kassenpatienten durch quartalsmäßige Abschlagszahlung der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) erfolgt. Bei der GmbH ging am 30.12.01 der Scheck des Patienten P über 1.000 € ein; der Betrag wurde am 14.01.02 dem Z auf dessen Konto gutgeschrieben. Die KV überwies den Betrag für das III. Quartal 01 i. H. v. 120.000 € am 05.01.02; der Betrag wurde am 08.01.02 dem Konto des Z gutgeschrieben.



Aufgrund der Geltung des § 11 EStG bei allen Überschussermittlungen (d. h. für § 4 Abs. 3 EStG ebenso wie für die eigentlichen Überschusseinkünfte nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 – 7 EStG) ist in zeitlicher Hinsicht der Zufluss der Einnahmen in dem jeweiligen VZ zu erfassen. Die einzige Ausnahme hiervon bildet § 11 Abs. 1 S. 2 EStG, wenn sog. regelmäßig wiederkehrende Einnahmen vorliegen und der Zufluss dieser Einnahmen kurzzeitig, d. h. innerhalb von zehn Tagen (H 11 EStH), erfolgt und in diesem Zeitraum auch fällig sind (H 11 »Allgemeines« sowie OFD Nordrhein-Westfalen, StED 2016, 364).


Lösung:

	Mit dem Eingang des Schecks bei der Inkasso-GmbH am 30.12.01, die insoweit als (Empfangs-) Bevollmächtigte des Z (vgl. § 164 BGB) angesehen wird, ist das Honorar des P dem Z noch in 01 zugeflossen (H 11 EStH).
	Umgekehrt wird die Überweisung der Abschlagszahlung seitens der KV als regelmäßig wiederkehrende Einnahmen des Z behandelt (vgl. BFH vom 06.07.1995, BStBl II 1996, 266). Bei Gutschrift bis zum 10.01. des Folgejahres wird sie dem alten VZ, hier dem Jahr 01, zugerechnet.

Z hat in 01 noch 121.000 € als BE zu versteuern.



Eine weitere Besonderheit bei § 4 Abs. 3, § 11 EStG sind betriebliche Sachgeschenke und dabei insb. die Frage des Zuflusses.

Weitere Hinweise:


	USt-Vorauszahlungen sind regelmäßig wiederkehrende Ausgaben. Umgekehrt sind USt-Erstattungen regelmäßig wiederkehrende Einnahmen.9

	Bei Investitionszuschüssen hat der § 4 Abs. 3-Rechner ein Wahlrecht, diese als AK-Minderung oder als Betriebseinnahme zu erfassen (R 6.5 EStR). Falls er sich für die Option als Betriebseinnahme entscheidet, muss der StPfl. – nach dem BFH-Urteil vom 29.11.2007, BStBl II 2008, 561 – das Wahlrecht im Jahr der Zusage ausüben.

	Zum Wert einer Arztpraxis hat der BFH am 09.08.2011 (BStBl II 2011, 875) entschieden, dass sich bei einer Vertragsarztpraxis der beim Verkauf der Praxis erzielte Kaufpreis (= Praxiswert) untrennbar auf die Zulassung als Vertragsarzt bezieht.

	[50]Für den Fall, dass ein RA Honorare für eine Betreuung über mehrere Jahre (hier: Erbrechtsmandat) vereinnahmt, kommt die Tarifermäßigung des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG nicht in Betracht (BFH vom 30.01.2013, DB 2013, 969).

	Mit Beschluss vom 08.03.2016 (BFH/NV 2016, 1008) hat der BFH klargestellt, dass bei einer Zahlung im Lastschriftverkehr ein Abfluss i. S. d. § 11 Abs. 2 S. 1 EStG dann vorliegt, wenn der StPfl. durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung sowie einer ausreichenden Deckung seines Girokontos alles getan hat, um die Zahlung zum Zeitpunkt der Fälligkeit zu gewährleisten.10

	Für die häufig gestellte Frage des üblichen Disagios gem. § 11 Abs. 2 S. 3 EStG gilt die 5 %-Grenze der Verwaltung nach der Erkenntnis des BFH vom 08.03.2016 (DStR 2016, 1408; dortiges Disagio: 10 %) lediglich als Nichtaufgriffsgrenze für die Verwaltung. Die Marktüblichkeit sei eine Frage der Beweislast mit Umkehrung der Beweislast zulasten des FA!




2.1.3 Die Sonderbehandlung durchlaufender Posten (§ 4 Abs. 3 S. 2 EStG)

Der 1965 zusätzlich eingefügte S. 2 von § 4 Abs. 3 EStG stellt eine Ausnahme vom Zufluss- und Abflussgrundsatz der Überschussrechnung dar. Durch die Nichterfassung von BE/BA, die im Namen und für Rechnung eines anderen vereinnahmt oder verausgabt werden (sog. durchlaufende Posten), sollte ein Aufblähen des Zahlenwerks vermieden werden, wie nachfolgender Fall belegt.


Beispiel 6: Das umfangreiche Zahlenmaterial eines RA

Rechtsanwalt R zahlt für den Mandanten M1 im November 01 einen Gerichtskostenvorschuss über 1.000 € beim Landgericht ein, den er im Februar 02 von M1 – zusammen mit den Portoauslagen von 100 € und dem Honorar von 10.000 € zzgl. 19 % USt – zurückerhält.

Ähnlich geht R bei M2 vor (Zeugengebühr i. H. v. 500 € im Dezember 01); nur erhält er – nach Einleitung des Verbraucherinsolvenzverfahrens – den verauslagten Betrag nicht zurück.



Als durchlaufende Posten kommen nur die im fremden Namen und auf fremde Rechnung erhaltenen sowie geleisteten Beträge in Betracht. Aus diesem Grunde können z. B. die vom Geschäftspartner erhaltenen USt-Beträge lt. Rechnung (»brutto«) nie durchlaufende Posten sein, da nur der leistende Unternehmer ein USt-Schuldverhältnis mit dem Staat begründet und in dieser Eigenschaft selbst (USt-)Schuldner ist (§ 13a UStG).11


Lösung:

	Gerichtskostenvorschüsse (sowie verauslagte Gebühren für Genehmigungen bei Behörden) sind der Prototyp durchlaufender Posten, da die Streitpartei zur Zahlung verpflichtet ist. Damit wird der Kostenvorschuss für M1 in der Überschussrechnung des R weder in 01 als BA noch in 02 als BE erfasst.
	Anders verhält es sich mit den Portoauslagen, da diese nicht im Namen des Mandanten anfallen, sondern eigene Kosten des RA sind. Diese (100 €) werden in 02 ebenso erfasst wie das Honorar von 10.000 €; beide Beträge sind mit 19 % USt behaftet, sodass R 12.019 € (10.100 € zzgl. 19 % = 1.919 € USt) im Februar 02 zu versteuern hat. Die Portokosten sind, ebenso wie die an das FA abzuführende USt, erst im Zeitpunkt der Zahlung als BA zu erfassen.
	Im Abrechnungsverhältnis zu M2 greift R 4.5 Abs. 2 S. 3 EStR, wonach R nicht in 01 den Vorschuss als BA abziehen kann, sondern erst in dem Jahr, in dem mit einer Erstattung nicht mehr zu rechnen ist (hier in 02).



[51]Hinweis: Veruntreute Fremdgelder eines RA/Notars behalten auch bei der Verwendung für eigene Zwecke ihre Eigenschaft als »durchlaufende Posten« (BFH vom 10.12.2014, BStBl II 2015, 643) und sind folglich nicht anzusetzende BE.



2.2 Die Technik des § 11 EStG

Das bei der Überschussrechnung grundsätzlich obwaltende »Kassenprinzip« ist Ausfluss von § 11 EStG. Wenn dort von Zu- und Abfluss die Rede ist, werden diese Vokabeln in der Rspr. substituiert durch die Begriffe »Erlangung (Zufluss) und Verlust (Abfluss) der wirtschaftlichen Verfügungsmacht«. Dieser Auslegung kommt insb. bei bargeldlosen Zahlungen sowie bei Leistungen erfüllungshalber große Bedeutung zu.


2.2.1 Leistungen an Erfüllungs statt und erfüllungshalber
Bei der nachfolgenden Auflistung ist insb. darauf zu achten, dass der Zufluss- und Abflusszeitpunkt immer auf die jeweilige Person und Situation des § 4 Abs. 3-Rechners zu beziehen ist und beide Zeitpunkte nicht identisch sein müssen.

	Abtretung: Zufluss und Abfluss im Zeitpunkt der Abtretung, wenn Abtretung an Erfüllungs statt (§ 364 Abs. 1 BGB). Bei Abtretung erfüllungshalber (d. h. die Forderung bleibt daneben bestehen) erst Zufluss und Abfluss, wenn der Schuldner tatsächlich zahlt. Dagegen soll es nach der Rspr. des BFH (vom 30.10.1980, BStBl II 1981, 305) auch bei der Abtretung zahlungshalber zum sofortigen Zufluss und Abfluss kommen, wenn die Forderung fällig, unbestritten und einziehbar ist.
	Aufrechnung: Maßgeblich ist die Aufrechnungserklärung mit einer fälligen Gegenforderung.
	Kreditkarte: Zufluss durch Zahlung des Kartenausgebers. Abfluss nach h. M. mit Unterschriftsverpflichtung.
	Scheck: Zufluss bei Entgegennahme, wenn der Scheck gedeckt ist (auch, wenn er sich auf gesetzwidrige Geschäfte bezieht; s. BFH vom 20.03.2001, BStBl II 2001, 482 für Bestechungsgelder). Abfluss mit Hingabe des Schecks.
	Überweisung: Zufluss grundsätzlich erst mit Gutschrift. Abfluss mit Eingang des Überweisungsauftrages bei der Schuldnerbank, falls Konto gedeckt (bzw. Kreditrahmen vorhanden) ist.12
	Wechsel: Einheitlicher Zeitpunkt: Diskontierung (Einlösung) des Wechsels.



2.2.2 Der »kurze Zeitraum« bei den regelmäßig wiederkehrenden Betriebseinnahmen und -ausgaben

Rspr. und Verwaltung gehen von zehn Tagen als dem maßgeblichen »Kurzzeit-Zeitrahmen« vor und nach dem 31.12. aus.


Beispiel 7: Eine »aufrechnende Psychologin«

Die Dipl.-Psychologin A betreibt ihre Praxis in gemieteten Räumen. Sie hat die Miete (1.000 €/Monat) im Nachhinein zu entrichten (spätestens zum 3. des Folgemonats). Ab November 01 zählt auch der Vermieter der Praxis (V) zu ihren Patienten. A verrechnet daraufhin am 06.01.02 die noch ausstehende Miete für Dezember 01 und für Januar 02 mit der Honorarforderung 01 in gleicher Höhe (erfolgreiche Behandlung).

[52]Lösung: Aus Sicht der A ist zunächst festzuhalten, dass ihre Honorarforderung in 01 für die Gewinnermittlung ohne Bedeutung ist.13

Mietzinsen hingegen sind regelmäßig wiederkehrende Einnahmen (bei V) bzw. Ausgaben (bei A).

Nachdem die wirksame Aufrechnung14 am 06.01.02 erfolgte, könnte die Miete für Dezember 01 als regelmäßig wiederkehrende BA zu berücksichtigen sein. Der »Verlust der wirtschaftlichen Verfügungsmacht« über diesen Betrag liegt innerhalb des Zehn-Tages-Zeitraumes.

Die Miete für Dezember 01 (fällig bis spätestens 03.01.02) kann ohne Probleme noch bei der Gewinnermittlung 01 berücksichtigt werden.




2.2.3 § 11 EStG und der Betriebsausgaben-Abfluss

In Zusammenhang mit dem Betriebsausgabenabzug und mit § 11 Abs. 2 EStG sind auch die Darlehensgeschäfte eines Überschussrechners zu sehen. Während für BA generell § 4 Abs. 4 ff. EStG sowie § 12 EStG zu berücksichtigen sind, sind beim § 4 Abs. 3-Rechner zusätzlich § 11 Abs. 2 EStG sowie »systemimmanente« Regeln zu befolgen.


Beispiel 8: Der fremdfinanzierte Unternehmensberater U

U, selbständiger Unternehmensberater, finanziert seit Geschäftsbeginn am 20.12.01 Büro und Sekretärin mittels eines sog. Vorzugsdarlehens. Die Valuta beträgt 200.000 € bei einem Auszahlungsbetrag von 190.000 €; 10 % Zinssatz (jährlich im Voraus) sowie 1 % Tilgung (ebenfalls jährlich im Voraus) und zehnjährige Zinsfestschreibung waren vereinbart. Wie ist die vertragsgemäße Abwicklung am 27.12.01 (Überweisung der Bank von 190.000 €; Tilgungsleistung von 2.000 € für 02; Zinszahlung von 20.000 €) bei der Gewinnermittlung des U zu behandeln?

Lösung: Das Darlehen ist betrieblich veranlasst, sodass auch die Zinsen gem. § 4 Abs. 4 EStG zum Abzug zuzulassen sind (§ 4 Abs. 4a EStG ist nicht einschlägig; § 12 EStG steht nicht entgegen). Die Überweisung selbst (190.000 €) ist ebenso wenig wie die Tilgung (2.000 € für 02) bei der Überschussrechnung steuerrelevant, da es sich um unbeachtliche Bewegungen im Vermögensbereich handelt.15

Die am 27.12.01 für das Jahr 02 überwiesenen Zinsen sind regelmäßig wiederkehrende BA, die innerhalb des Zehn-Tages-Zeitraumes fällig waren (»jährlich im Voraus«) und auch bezahlt wurden: Die Zinsen (20.000 €) sind BA des Jahres 02.

Hingegen ist das einbehaltene Disagio (Damnum) von 10.000 € sofortige BA des Jahres 01, da eine Aktivierung als Rechnungsabgrenzungsposten und Verteilung über die zehnjährige Laufzeit – wie dies bei der Bilanzierung der Fall ist (§ 5 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EStG) – bei der Überschussrechnung nicht möglich ist. Das Damnum stellt auch keine periodisch wiederkehrende gleichartige Zahlung dar, da – erst in zehn Jahren – neu verhandelt wird und dann die Restvaluta ggf. ohne weiteres Abgeld fällig gestellt wird. Zwar unterliegt das Damnum dem Anwendungsbereich des § 11 Abs. 2 S. 3 EStG (Entgelt für längerfristige Kapitalüberlassung), die Verwaltung (BMF vom 15.12.2005, BStBl I 2005, 1052) belässt es aber in diesem Fall bei der Altregelung (Rz. 15 des BMF-Schreibens vom 20.10.2003, BStBl I 2003, 546: Sofortabzug).16

Gegen das Damnum als BA bestehen – wegen § 42 AO und insb. wegen der Höhe (nur 5 % der Valuta) und wegen des Zeitraumes (Leistung innerhalb von drei Monaten seit Auszahlung) gem. BMF vom 20.10.2003, BStBl I 2003, 546 – dort zum neuen Bauherren-Erlass – keine grundsätzlichen Bedenken.

In 02 ist das Damnum des U voll (10.000 €) als BA abzuziehen.





[53]2.3 Einzelne Posten der Überschussrechnung

Vorbemerkung: Wegen des didaktisch angestrebten, von der Rspr. des BFH immer wieder durchgesetzten und von der Wissenschaft geforderten einheitlichen Gewinnverständnisses hält sich der Aufbau an die Begriffswelt des Bilanzrechts, um sogleich die technischen Unterschiede bei der § 4 Abs. 3-Rechnung aufzuzeigen.

2.3.1 Das Umlaufvermögen

Wie beim Bilanzierenden gibt es natürlich auch beim Überschussrechner Umlaufvermögen (UV), so wie es in R 6.1 Abs. 2 EStR definiert ist: WG, die zur Veräußerung, Verarbeitung oder zum Verbrauch bestimmt sind. Im Unterschied zur Gewinnermittlung durch BVV erfährt das UV beim Überschussrechner jedoch eine andere Behandlung.

Für den Regelfall des UV nimmt sich § 4 Abs. 3 EStG dieser Vermögenskategorie nicht ausdrücklich an, sodass es bei der Aussage von § 11 EStG verbleibt, wonach mit der Bezahlung der angeschafften Waren (bzw. der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe) diese Geschäftsvorfälle als BA abschließend gewürdigt sind. Spätere Ereignisse wie Verlust, Diebstahl, Zerstörung können nicht ein zweites Mal erfolgswirksam (auch nicht durch eine Teilwertabschreibung) berücksichtigt werden. Dies liegt zum einen an der für die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG irrelevanten Inventur, zum anderen an dem Grundsatz der »Totalgewinnidentität«, verglichen mit dem Bilanzierenden. Nachdem sich bei diesem die Anschaffung als erfolgsneutral17 erweist, wird die erst- und einmalige Gewinnauswirkung später durch Verkauf oder durch betrieblichen Verlust dokumentiert.

Um das Steuersparmodell mit gewerblichen GbR für Wertpapieranlagen zu stoppen, sind im Jahre 2006 mit § 4 Abs. 3 S. 4 und S. 5 EStG auch Anteile an KapG, Wertpapiere und vergleichbare nicht verbriefte Forderungen und Rechte, Grund und Boden sowie Gebäude des UV in den Anwendungsbereich des § 4 Abs. 3 S. 4 EStG einbezogen worden.18 Für Letztere (d. h. für die aktuell einbezogenen WG des UV) gilt daher die Behandlung wie beim nicht abnutzbaren Anlagevermögen.

Nach dem Verbot der Doppelberücksichtigung (keine zweimalige BA) wird das UV bei der Überschussrechnung nur einmal, nämlich beim bezahlten Erwerb oder in den Fällen der Neuregelung des § 4 Abs. 3 S. 4 EStG bei Veräußerung bzw. Entnahme, aufwandswirksam berücksichtigt.


Beispiel 9: Die »Goldrochade« bei Zahnärzten

Der Zahnarzt Z verfährt wie einige seiner Kollegen: Die Schmerzen des Patienten (P) können – lege artis – nur durch eine neue Goldfüllung behoben werden. Zu diesem Zweck entnimmt Z das Altgold des P mit einem Tauschwert von 1.000 €. Damit soll das Behandlungshonorar zur Hälfte abgegolten sein. P erhält eine Füllung mit Neugold. Das gesammelte Altgold (insgesamt 10.000 €) tauscht Z später gegen Feingoldpräparate, um es zukünftig bei anderen Patienten schmerzlindernd einzusetzen. Beim Tausch (Altgold gegen Feingold) geht ein Fünftel durch Unachtsamkeit verloren.

[54]Lösung:

	Das einbehaltene Altgold stellt als betrieblicher Zufluss eines wirtschaftlichen Vorteils in Geldeswert eine BE nach § 8 Abs. 2 EStG (Honorarersatz19: Ansatz mit dem gemeinen Wert) dar; 1.000 € (Gold) + 1.000 € (unterstellt: bezahltes Honorar) als BE.
	Wenn, wie hier, das Altgold zur betrieblichen Wiederverwendung (wenngleich nur für Tauschzwecke) aufbewahrt wird, ist damit Vorratsvermögen angeschafft. Dies ist jedoch eine BA (i. H. v. 1.000 €), sodass sich BE und BA wieder ausgleichen. Etwas anderes (kein betriebliches UV, da kein BV) gilt nur, wenn das gesammelte Altgold nicht verbraucht wird, sondern zur privaten Vermögensbildung angeschafft sein soll.20 Dies muss zwangsläufig eine Entnahme sein (s. sogleich).
	Der spätere Tausch des Altgoldes gegen Feingoldpräparate (Wert: 10.000 €) zur Verwendung als neues Zahngold stellt eine erneute BE (Hilfsgeschäft: Veräußerung von BV) und gleichzeitig eine BA (Anschaffung des neuen Zahngoldes) in derselben Höhe dar. Die beiden Vorgänge gleichen sich hier wieder aus.21
	Schließlich kann der Verlust von 1/5 des Altgoldes (2.000 €) keine nochmalige BA-Berücksichtigung finden, da ausschließlich der Ersterwerb als BA behandelt wird.



Hinweis: Für den Fall, dass der § 4 Abs. 3-Rechner es irrtümlich unterlässt, die BA für Umlaufvermögen im Jahr des Abflusses geltend zu machen und der Steuerbescheid schon bestandskräftig ist, hat der BFH am 30.06.2005 (BStBl II 2005, 758) entschieden, dass die BA erst im Zeitpunkt der Veräußerung bzw. der Entnahme abgezogen werden können. Das BFH-Urteil deckt sich mit der in 2006 überarbeiteten gesetzlichen Regelung für nicht abnutzbares Anlagevermögen und bestimmte WG des UV (u. a. GruBo und Gebäude; § 4 Abs. 3 S. 4 EStG) und ist als rechtsfolgenkonsistente Erkenntnis zu begrüßen.


2.3.2 Das abnutzbare Anlagevermögen

Bereits früh hatte man erkannt, dass das Abflussprinzip bei WG des abnutzbaren Anlagevermögens (mit der Folge: AK als BA) zugunsten der wirtschaftlichen Verursachung – nunmehr: AfA als BA – zurücktreten müsse. Mit § 4 Abs. 3 S. 3 EStG finden – analog zur Bilanzierung – die Vorschriften der §§ 7, 7a ff. EStG, § 82a EStDV über die AfA Anwendung. Dies gilt sowohl für die »Planabschreibung« des § 7 EStG, als auch für die Absetzung für erhöhte Abnutzung, sowie für Sonderabschreibungen. Keine Anwendung findet § 4 Abs. 3 S. 3 EStG hingegen für die außerplanmäßige Teilwertabschreibung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG, da die dortige bilanzmäßige Bewertung gerade beim Überschussrechner nicht greift.22

Andererseits findet die GWG-Regelung des § 6 Abs. 2 EStG bzw. die Sammelpostenregelung des § 6 Abs. 2a EStG Anwendung, da es sich hierbei um eine materielle AfA-Regelung handelt.


Beispiel 10: Die rasante Fahrt der Hebamme mit Ikone

Hebamme H benutzt seit Januar 01 einen Citroën 2 CV ausschließlich für Dienstfahrten. Nachdem für eine Hebamme eine Pauschalregelung für BA nicht in Betracht kommt, möchte sie wissen, wie sich die Anschaffung der »Ente« zu 6.000 € (brutto) steuerlich amortisiert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sie im März 06 auf der Fahrt zu einer Hausgeburt einen Totalschaden (Versicherungsentschädigung: 500 €) [55]erlitten hat. Im Pkw von H fuhr immer eine baumelnde Ikone des Heiligen Christophorus mit, die sie gleichzeitig mit dem Pkw zu 150 € erworben hat. Der Schutzzweck der Ikone versagte offensichtlich bei dem Unfall.



Eine der Vorfragen zur Berücksichtigung der AfA als BA wird immer sein, ob die konkreten WG überhaupt BV-Eigenschaft haben oder PV darstellen. Die Annahme von (notwendigem) BV bei ausschließlicher betrieblicher Nutzung bereitet keine Probleme. Dies gilt hier sowohl für den »2 CV« als auch für den »Christophorus«.23 Bei der Ikone, die keine Sachgesamtheit mit dem Pkw bildet, ist eventuell die Eigenschaft als »abnutzbares« WG fraglich. Bei Kunstgegenständen kommt allenfalls eine wirtschaftliche Abnutzung (s. aber BFH vom 26.01.2001, BStBl II 2001, 194)24 in Betracht. Dies ist nach gesicherter BFH-Rspr. (BFH vom 09.08.1989, BStBl II 1990, 50) jedoch bei Kunstwerken anerkannter Meister25 sowie bei Sammelstücken nicht der Fall, da hier eher mit einem Wertzuwachs zu rechnen ist.


Lösung:

Nachdem H Einkünfte in einem ähnlichen Beruf nach § 18 EStG (BFH vom 23.08.1996, BStBl III 1966, 677) erzielt, kann sie ihren Gewinn nach der Überschussrechnung ermitteln (§ 18, § 2 Abs. 2 Nr. 1, § 4 Abs. 3 EStG).

	Beim Pkw ist im Anschaffungsjahr 01 nach § 4 Abs. 3 S. 3 EStG i. V. m. § 7 EStG nur die AfA als BA zu berücksichtigen. AfA-BMG ist nach § 9b Abs. 1 EStG der Bruttobetrag i. H. v. 6.000 €, da H nach § 4 Nr. 14 UStG steuerbefreite Umsätze tätigt. Bei unterstellter linearer AfA26 nach § 7 Abs. 1 macht H für zwölf Monate die AfA geltend. Als betriebsgewöhnliche ND für Pkw wird seitens der Fin-Verw (BStBl I 2000, 1532) ein Zeitraum von sechs Jahren angenommen; die jährliche lineare AfA beträgt 1.000 €. Für den Pkw können in 01 und in den Folgejahren (02 – 06) bis zum Unfall je 1.000 € als jährlicher AfA-Betrag angesetzt werden.
	Bei der Ikone wurde festgestellt, dass es sich um ein abnutzbares (und eigenständiges) WG des betrieblichen AV handelt und dass sie bei einem Wert von 150 € sofort nach § 6 Abs. 2 EStG als GWG abgeschrieben werden kann (BA), da der Grenzwert von 800 € immer netto ermittelt wird.27
	Der (Betriebs-28)Unfall in 06 führt – in Analogie zur Bilanzierung – zur »Ausbuchung« des Restwerts als BA und zum Ansatz der Versicherungsentschädigung als BE. Bis zum Ausscheiden ist zunächst die »laufende« AfA29 von 3/12 (d. h. 1/4) der Jahres-AfA als BA (250 €) zu erfassen. Sodann ist der Restwert von 750 € als BA anzusetzen.
	Die Versicherungsentschädigung von 500 € ist bei einem – wie hier – ausschließlich betrieblich eingesetzten Pkw in voller Höhe als BE zu erfassen.

Bei einem gemischt genutzten Pkw soll die Versicherungsentschädigung nach dem (vom BFH aus verfahrensrechtlichen Gründen aufgehobenen) Urteil des FG Hamburg vom 15.04.2002 (EFG 2002, 1285; dort: Kaskoversicherung gegen Diebstahl) entsprechend dem Nutzungsgrad aufgeteilt werden. Danach führt nur der betriebliche Anteil zu BE, während der private Anteil einen steuerneutralen Zugang im PV (sog. Privateinnahme) darstellt. Der BFH hat im Urteil vom 20.11.2003 (BStBl II 2006, 7) die Frage der Aufteilung ausdrücklich offen gelassen.



[56]Exkurs: Die GWG-Regelung bei § 4 Abs. 3 EStG30


	Die Wertgrenze für GWG beträgt 800 €. Dabei handelt es sich um die AK/HK, vermindert um einen darin enthaltenen VSt-Betrag (§ 9 Abs. 1 EStG) oder den nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 bis 6 EStG an deren Stelle tretenden Wert (Einlagewert).

	Die Aufwendungen für die GWG sind im Jahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage des WG oder der Betriebseröffnung in voller Höhe als Betriebsausgaben abzusetzen.

	Für abnutzbare bewegliche WG des Anlagevermögens, die einer selbständigen Nutzung fähig sind, kann im Wj. der Anschaffung, Herstellung oder Einlage des WG oder der Eröffnung des Betriebs ein Sammelposten gebildet werden31, wenn die AK/HK, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9 Abs. 1 EStG) oder der nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 bis 6 an deren Stelle tretende Wert für das einzelne WG 250 €, aber nicht 1.000 € übersteigen.

	Der in der Nr. 4 genannte Sammelposten ist im Wj. der Bildung und in den folgenden vier Wj. mit jeweils einem Fünftel gewinnmindernd aufzulösen.

	Scheidet ein WG i. S. d. Nr. 4 aus dem BV aus, so wird der Sammelposten nicht gemindert.




2.3.3 Das nicht abnutzbare Anlagevermögen

Ohne die Klarstellung in § 4 Abs. 3 S. 4 und 5 EStG würden sämtliche Überschussrechner mit hohen Investitionen, die beim Kauf von Grundbesitz oder beim Erwerb von betrieblichen Beteiligungen erforderlich sind, auf einen (zu) langen Zeitraum steuerliche Verluste generieren. Von daher werden die AK in dieser betrieblichen Vermögenskategorie erst bei der späteren Veräußerung oder Entnahme – als Gegengröße zum Verkaufserlös – angesetzt.


Beispiel 11: Die Vorfreude des Architekten

Architekt (A) – Überschussrechner – erhält von seinem jetzigen Auftraggeber, der Neuen Heimat-AG als Honorar 100 neue Aktien eben dieser AG für Arbeiten in 02 (kein Dividendenrecht). Ein Jahr vorher hatte er 1.000 Wertpapiere der N.H.-AG zu einem Börsenkurs von 100 € erworben. In den Jahren 11 – 13 erhält er 10 % Nettodividende auf den Nennbetrag der Aktie (52,50 €). In 02 stieg der Kurs auf 150 € und in 03 auf 200 €, als er die Aktien verkaufte.

Freut sich A zu früh über den realisierten Wertzuwachs?



Aktien gehören dann zum nicht abnutzbaren AV, wenn sie – wie hier – nicht zur kurzfristigen Spekulation (sodann UV, aber gleiche Behandlung gem. § 4 Abs. 3 S. 4 und 5 EStG) erworben werden und in Bezug zur eigenen beruflichen (betrieblichen) Tätigkeit des Erwerbers stehen. Reine Geldgeschäfte, bei denen die Kapitalanlage im Vordergrund steht (d. h. bei einem eigenen wirtschaftlichen Gewicht, bei dem die Gewinnung eines Auftraggebers nicht im Vordergrund steht), erfüllen nicht die BV-Eigenschaft, sondern bleiben nach BFH vom 31.05.2001 (BStBl II 2001, 828) PV.

Nach § 4 Abs. 3 S. 5 EStG treten die skizzierten Steuerfolgen nur ein, wenn die WG in einem Anlageverzeichnis geführt werden.


Lösung:

	Der Erwerb der 1.000 Aktien in 01 zu 100 € führt zu AK von 100 T€, die erst beim Verkauf in 03 als BA berücksichtigt werden, wenn gleichzeitig der Erlös von 200 T€ als BE anzusetzen ist.
	Schwieriger gestaltet sich der Erwerb der 100 Wertpapiere in 02. Diese repräsentieren als geldwerte Leistung das Honorar und sind nach § 8 Abs. 2 EStG zu versteuern. Gleichzeitig stellen sie AK für WG des nicht abnutzbaren AV dar, die als BA erst in 03 zu erfassen sind. Mit dem Urteil des BFH vom 01.02.2001 (BStBl II 2001, 546) ist daher die realisierte Wertstei[57]gerung der Aktien als BE in 03 mit einem Betrag von 5 T€ (20 T€ ./. 15 T€) zu erfassen. Dabei spielt es im betrieblichen Bereich keine Rolle, ob der Aktienerwerb zu einer »wesentlichen« Beteiligung nach § 17 EStG führte, da die Aktien hier ihrer Rechtsnatur nach BV sind.
	Unter Geltung des Teileinkünfteverfahrens wird die Dividende gem. § 3 Nr. 40 S. 1 Buchst. d S. 2 EStG nur mit 60 % angesetzt.
	In einem – vor allem dogmatisch – interessanten Urteil vom 07.11.2001 (BStBl II 2002, 865) hat der BFH etwaige Wertänderungen von Dividendenansprüchen losgelöst von der (im Urteilsfall aufgrund DBA gegebenen) Steuerfreiheit des Dividendenbezugs behandelt. Danach können solche Wertveränderungen, z. B. aufgrund von Wechselkursschwankungen zwischen dem Ausschüttungsbeschluss und der tatsächlichen Dividendenzahlung, durchaus zu steuerrelevanten Ergebnissen führen. Soweit sich solche Wertpapiere im BV eines Überschussrechners befinden, tritt der steuerliche Erfolg erst mit Zufluss der Dividende ein. Bis zu diesem Zeitpunkt eingetretene Kursveränderungen ordnet der BFH den Einkünften zu, konkret: Sie erhöhen oder vermindern die heute nach dem (Halb-)Teileinkünfteverfahren (TEV) besteuerten Kapitalerträge.



Nochmals: In § 4 Abs. 3 S. 4 und S. 5 EStG sind folgende Gegenstände des UV in den Anwendungsbereich des § 4 Abs. 3 S. 4 EStG einbezogen:


	Anteile an KapG,

	Wertpapiere und vergleichbare nicht verbriefte Forderungen und Rechte,

	Grund und Boden sowie Gebäude.





2.4 Spezialfragen der Überschussrechnung

2.4.1 Entnahmen und Einlagen (technische Fragen)

Wie bereits erwähnt, ist § 4 Abs. 3 EStG eine lückenhafte Vorschrift. So sind alle Vorgänge, die beim BVV als Entnahmen und Einlagen einen Korrekturposten zum reinen Vermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 S. 1 EStG) bilden, um somit das rein betriebliche Ergebnis zu ermitteln, bei der Überschussrechnung nicht vorgesehen. Da sich die Tatbestände auch hier nicht vermeiden lassen, sah sich die Rspr. gezwungen, außerbetriebliche Wertzugänge (Einlagen) sowie Wertabführungen (Entnahmen) im Ergebnis der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG gleichzustellen. In der »Sprache« der Überschussrechnung sind Entnahmen wie BE und Einlagen wie BA zu behandeln.


Beispiel 12: Der Standardfall einer Pkw-Privatfahrt – die gesetzliche Luxusantwort

Kioskverkäufer K (kein buchführungspflichtiger Kaufmann, § 141 AO-Grenzen sind unterschritten) fährt täglich (300 x pro Jahr) mit seinem am 02.01.01 erworbenen, gebrauchten E-Klasse Mercedes (umgerechneter Listenpreis 25.000 €) von der Wohnung an der Außenalster in Hamburg zu seinem Kioskstand (Jungfernstieg); Entfernung ca. 1 km. Ansonsten ist er lt. ordnungsgemäß geführtem Fahrtenbuch zu 80 % mit dem Pkw betrieblich (Einkaufsfahrten und Fahrten zwischen Wohnung und Kiosk) unterwegs. 2.000 km werden für Privatfahrten nach Sylt (zweite Wohnung) zurückgelegt. Insgesamt fährt er mit seinem Mercedes 20.000 km/Jahr, die zu genau 20.000 € Pkw-Kosten (netto; davon 2.000 € ohne VSt-Abzug; inkl. AfA) führen. Die Pkw-Kosten i. H. v. 20.000 € wurden voll als BA abgezogen.

Alternative: K ist ohne Fahrtenbuch unterwegs.



Die Eigengesetzlichkeit der § 4 Abs. 3-Rechnung ist in allen Einzelfällen der Entnahmen und Einlagen zu beachten. Für die – wegen der Charakterisierung des Pkw als WG des notwendigen BV32 – hier vorliegenden Nutzungsentnahme (§ 4 Abs. 1 S. 2 EStG analog) der Privatfahrten bedeutet dies:


[58]Lösung:

Im Ausgangsfall führt die private Nutzung des Pkw zu einer Nutzungsentnahme gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 und 3 EStG und damit zu einer Hinzurechnung als BE, da K die Pkw-Kosten vollumfänglich als BA behandelt hat.

Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Betrieb zählen grundsätzlich zu den betrieblichen Aufwendungen gem. § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 6 EStG, sofern der Pkw dem BV zuzuordnen ist. Die private Nutzung wird bei einer betrieblichen Nutzung von mehr als 50 % durch einen pauschalen Nutzungswert (1 % des inländischen Listenpreises33) berücksichtigt gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG. Wahlweise kann stattdessen aber auch der tatsächliche private Nutzungswert ermittelt werden gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 3 EStG.

Bei ordnungsgemäßer und laufender Führung eines Fahrtenbuches ermittelt sich der Nutzungsanteil nach gefahrenen Kilometern. Dabei zählen Fahrten zwischen Wohnung und Betrieb zu betrieblichen Fahrten.

Die »eigentlichen« Privatfahrten werden in dem obigen Beispiel bei einem Anteil von 20 % (2.000 km) bei einem Fahrtenbuch wie folgt abgerechnet:

20.000 € x 20 % = 4.000 € private Nutzungsentnahme (BE i. H. v. 4.000 €).

Dabei ist noch die USt i. H. v. 19 %, bezogen auf 3.600 €34, zu berücksichtigen (684 €); somit erhöht sich – wegen § 12 Nr. 3 EStG – die Nutzungsentnahme auf 4.684 €.

Für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte und Familienheimfahrten sind die nicht abziehbaren Betriebsausgaben nach § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 6 S. 3 2. Alt. EStG zu ermitteln.

In der Alternative (kein Fahrtenbuch) erfolgt die Berechnung aufgrund der 1 %-Regelung gem. §§ 4 Abs. 5 Nr. 6 i. V. m. 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG.35


	•	1 %-Regelung – Privater Nutzungsanteil gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG:

		25.000 € x 1 % x 12 Monate =		3.000 €

	•	Hinzurechnung – Pauschaler Wertansatz Fahrten Wohnung – Betrieb

		gem. § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 6 S. 3 EStG:		

		25.000 € x 0,03 % x 1 km x 12 Monate =	90 €	

		abzgl. 0,30 x 1 km x 300 Tage =	90 €	

		Differenz	0 €	0 €

	•	Prüfung der Kostendeckelung

		Gesamtaufwendungen:	20.000 €	

		Pauschale Wertansätze (Summe 1 + 2):	3.000 €	

		Höchstbetrag der pauschalen Wertansätze:	20.000 €	


Ein Betrag von 3.000 € ist nach der 1 %-Regelung als Entnahme zu berücksichtigen und wieder hinzuzurechnen.

Dabei ist noch die USt i. H. v. 19 %, bezogen auf 2.400 €36, zu berücksichtigen (456 €); somit erhöht sich – wegen § 12 Nr. 3 EStG – die Nutzungsentnahme auf 3.456 €.

[59]Hinweis: Verwendet der StPfl. das zum BV gehörende Kfz zur Erzielung anderer, außerbetrieblicher Einkünfte, so ist diese Nutzung nicht durch die Bewertung der privaten Nutzung nach der 1 %-Regelung abgegolten.37 Der BFH begründet diese Entscheidung damit, dass die 1 %-Regelung sich explizit nur auf die private Nutzung bezieht. Daraus folgt, dass die Verwendung des Fahrzeugs zur Erzielung anderer steuerbarer Einkünfte nicht von der 1 %-Regelung gedeckt ist.38 Die Nutzung in solchen Fällen ist mit den auf sie tatsächlich entfallenden Kosten als Entnahme zu erfassen. Bei den anderen steuerbaren Einkünften mindern sie allerdings als BA oder WK (bis auf Kapitalvermögen) die Einkünfte.



Neben der Nutzungsentnahme kommt die Entnahme von Gegenständen in Betracht. Im Unterschied zu den Entnahmen sind (bloße) Nutzungen und Dienstleistungen nicht einlagefähig, Sachgegenstände (oder allgemeiner: WG) hingegen schon.


Beispiel 12a: Das geänderte Fahrverhalten des K (aus Beispiel 12)

Spätestens nach der Lösung zu Beispiel 12 besinnt sich K seiner politischen Aufgabe als ökobewusster Kioskbesitzer. Er schenkt den voll abgeschriebenen Mercedes (AK in 01: 20.000 €) im Dezember 07 seiner Lebensgefährtin.

Von ihr erhält er im Gegenzug ein gleichwertiges, höchstens noch zwei Jahre nutzbares Motorrad (Marke Chopper-Rex) mit einem Schätzwert von 100 €. Seitdem »choppt« K morgens und abends beruflich an der Binnenalster.



Bei Umwidmung eines Gegenstandes vom bisherigen BV in nunmehriges PV (Entnahme des Mercedes) und umgekehrt bei einer Überführung eines WG vom PV in das BV (Einlage des Motorrads) findet unmittelbar kein Zahlungsvorgang statt. Die Überschussrechnung muss aber die Frage beantworten, wie sich diese Vorgänge im Zeitpunkt der Nutzungsänderung und später auf die Ermittlung des betrieblichen Ergebnisses auswirken. Dabei ist als Ausgangspunkt für alle weiteren Überlegungen vom Teilwert des eingelegten, wie des entnommenen WG, auszugehen. § 6 Abs. 1 Nr. 4 und 5 EStG sind analog anzuwenden (BFH vom 09.11.2000, BStBl II 2001, 190). Die Kernaussage des (Teil-)Wertansatzes ist in das System der Überschussrechnung einzupassen.


Lösung:

Die Entnahme des Mercedes Ende 07 ist mit dem TW von 100 € (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 1 1. HS EStG analog) anzusetzen und als BE zu erfassen. Wiederum vergleichbar mit einem Bilanzierenden hat der § 4 Abs. 3-Rechner den Restwert als BA abzuziehen, da bei der vorliegenden Realisierung von betrieblichen Wertsteigerungen bei beiden Gewinnermittlungsarten nur die stillen Reserven zu versteuern sind. Diese setzen sich nur aus der Differenz zwischen dem TW und dem noch nicht abgeschriebenen Rest- oder Buchwert zusammen. K hat, da der Mercedes bereits auf »0« gesetzt ist, nur 100 € als Entnahmedifferenz (BE) zu versteuern.

Für die Einlage des Motorrads gilt § 6 Abs. 1 Nr. 5 S. 1 1. HS EStG ebenfalls analog mit dem TW. Da die Einlage eines WG – für die weitere Behandlung dieses WG – mit einer Anschaffung vergleichbar ist, gelten die gleichen Grundsätze bei § 4 Abs. 3 EStG wie beim Erwerb. Entsprechend der Rechtsnatur des jeweiligen WG – hier: abnutzbares AV – wird der Einlagewert (TW) nicht im Zeitpunkt der Einlage (als BA) erfasst, sondern nur sein Wertverzehr während der betrieblichen Nutzung.

Bezogen auf die zweijährige Nutzungsdauer des Chopper-Rex wird beim Einlagewert von 100 € eine Jahres-AfA von 50 € gebildet und grundsätzlich nur diese als BA gem. § 4 Abs. 3 S. 4 EStG analog berücksichtigt. Alternativ kann von der Regelung des § 6 Abs. 2 EStG (GWG) Gebrauch gemacht werden.



In einer häufig vorkommenden Fallgruppe (Freiberufler mit mehrstöckigem Haus, das sowohl betrieblich genutzt wird und auch fremden bzw. eigenen Wohnzwecken dient) hat der BFH im [60]Urteil vom 10.11.2004 (BFH/NV 2005, 605) für den Fall einer vorübergehenden Umwidmung von zwei Zimmern (statt betrieblicher Nutzung: nunmehrige übergangsweise Vermietung zu Wohnzwecken) eine denkwürdige Entscheidung getroffen. Nachdem er in bekannter Weise darauf abstellte, dass eine Entnahme auch ohne Entnahmeerklärung durch bloße Nutzungsänderung angenommen werden kann, wurde die Rechtsfolge einer Zwangsentnahme aber teleologisch reduziert und gilt folglich nur für den Fall, dass es zu einer dauernden (privaten) Nutzungsänderung kommt. Ist diese nur vorläufig geplant, so bedarf es einer eindeutigen Entnahmeerklärung, da das strittige WG (zwei Zimmer) nicht dauernd dem BV entzogen sei. Diese Entscheidung ist nur vor dem Hintergrund der geänderten Rspr. zum gewillkürten BV beim EÜ-Rechner nachvollziehbar, da nunmehr auch bei § 4 Abs. 3 EStG neben dem Begriff des »geduldeten BV« auch gewillkürtes BV möglich ist.

In diese restriktive Rspr. (Zurückdrängen von »Entnahme-Sachverhalten«) fügt sich auch das Urteil des BFH vom 21.08.2012 (BStBl II 2013, 117), wonach bei einer Absenkung der betrieblichen Nutzung unter 10 % (gegenüber dem Vorjahr: > 10 %) nicht alleine von Gesetzes wegen von einer Entnahme ausgegangen werden kann. Bei gewillkürtem BV verliert das WG diese Eigenschaft nur durch eine Auflösung des betrieblichen Zusammenhangs.

Werden diese Überlegungen auf alle denkbaren (Kategorien von) WG übertragen, die bei der Überschussrechnung entnommen oder eingelegt werden können, ergibt dies in Übereinstimmung mit der Rspr. des BFH39 folgendes Bild:


	Entnahme von:	Auswirkung auf die Überschussrechnung:

	Umlaufvermögen	Teilwert als (fiktive) BE
In den Fällen des § 4 Abs. 3 S. 4 EStG sind die AK erst jetzt als BA zu erfassen Gemeiner Wert als (fiktive) BE in den Fällen des § 4 Abs. 1 S. 3 EStG

	Abnutzbares AV	s. Lösung zu Beispiel 12a
[Teilwert (= BE) ./. Restwert (= BA)] Gemeiner Wert als (fiktive) BE in den Fällen des § 4 Abs. 1 S. 3 EStG [Gemeiner Wert (= BE) ./. Restwert (BA)]

	Nicht abnutzbares AV	Teilwert als (fiktive) BE
Gem. § 4 Abs. 3 S. 4 EStG sind die AK erst jetzt als BA zu erfassen Gemeiner Wert als (fiktive) BE in den Fällen des § 4 Abs. 1 S. 3 EStG

	Nutzungsentnahme	s. Lösung zu Beispiel 12 (Privatanteil = fiktive BE)

	Forderungen	BE i. H. d. Werts der Forderung, da kein späterer Eingang möglich

	Verbindlichkeiten (Tilgung mit Privatmitteln)	BA bei Verbindlichkeiten, die beim Kauf von UV eingegangen worden sind (Ausnahme: UV i. S. d. § 4 Abs. 3 S. 4 EStG), sonst keine Auswirkung



Umgekehrt hat die Einlage40 folgende Auswirkungen:


	Einlage von:	Auswirkung auf die Überschussrechnung:

	Umlaufvermögen	BA
In den Fällen des § 4 Abs. 3 S. 4 EStG erst im Zeitpunkt der Veräußerung oder Entnahme als BA (= Teilwert, bzw. gemeiner Wert in den Fällen des § 4 Abs. 1 S. 7, 2. HS EStG) zu erfassen

	[61]Abnutzbares AV	s. Lösung zu Beispiel 12a
(Teilwert als Einlagewert, der über die AfA in der Folgezeit abgeschrieben wird; GWG sofort)
Gemeiner Wert als Einlagewert in den Fällen des § 4 Abs. 1 S. 7, 2. HS EStG

	Nicht abnutzbares AV	§ 4 Abs. 3 S. 4 EStG: Erst im Zeitpunkt der Veräußerung oder Entnahme als BA (= Teilwert) zu erfassen
In den Fällen des § 4 Abs. 1 S. 8, 2. HS EStG ist die BA = gemeiner Wert

	Forderungen (selten)	BA im Zeitpunkt der Einlage und BE bei Zahlung

	Verbindlichkeiten	Unbeachtlich



Mit Urteil vom 27.01.2016 (BStBl II 2016, 534) hat der BFH klargestellt, dass eine Entschädigung für den Nutzungsausfall insgesamt als BE zu erfassen ist, wenn das Kfz als notwendiges oder als gewillkürtes BV behandelt wurde.



2.4.2 Die Bedeutung von (Bar-)Geld
Die soeben geführte Entnahmen-/Einlagendiskussion erleichtert das Verständnis für die Aussage, dass Geld an sich zwar als die Recheneinheit bei der Überschussrechnung (Ist-Einnahmen) bezeichnet werden kann, Veränderungen des Kassenbestandes durch private Zu- und Abgänge aber keinen Einfluss auf das Ergebnis bei § 4 Abs. 3 EStG haben. Anders als bei einem Bilanzierenden bildet der Kassenbestand hier keine Grundlage für die Gewinnermittlung und der Vorfall an sich, der zur Erhöhung (Einlage) oder Verminderung des Geldbestandes (Entnahme) geführt hat, ist eben nicht betrieblich veranlasst. Da Geld die »Währungseinheit« der § 4 Abs. 3 EStG-Rechnung ist, darf eine Beeinflussung dieses Grundparameters durch außerbetriebliche Vorgänge nicht zu einem Gewinn-(Verlust-)Ausweis führen.

Seit dem BFH-Urteil vom 28.11.1991 (BStBl II 1992, 343; bestätigt, BFH vom 12.12.2001, StuB 2002, 508) ist geklärt, dass Geldverluste, die ihre Ursache im betrieblichen Bereich haben, auch bei der Überschussrechnung zu BA führen (Beispiel: Gelddiebstahl durch Betriebsangehörige).



2.4.3 Probleme mit der Umsatzsteuer bei der Überschussrechnung

Zu den zentralen Aussagen zur Behandlung der USt bei der Überschussrechnung gehören:


	Die USt ist kein durchlaufender Posten bei § 4 Abs. 3 EStG, da sie vom Unternehmer auf eigene Rechnung und in eigenem Namen an das FA abgeführt wird (Kennzeichen der indirekten Steuer);

	strenge Unterscheidung zwischen der privatrechtlich vereinnahmten USt als BE sowie der dem Geschäftspartner bezahlten VSt als BA und der demgegenüber an das FA öffentlichrechtlich abgeführten USt(-Zahllast) als BA – und umgekehrt der VSt-Erstattung als BE;

	Bedeutung des VSt-Abzugs für § 9b EStG (bei fehlender VSt-Abzugsberechtigung ist die bezahlte USt = Teil der AK/HK);

	(BA-)Abzugsverbot der USt bei der »Entnahme-USt« gem. § 12 Nr. 3 EStG.



Daneben treten in der Praxis immer wieder folgende Probleme auf:


	die Erstattung (von zu viel gezahlter USt/VSt),

	das zeitliche Auseinanderfallen bei der »Entnahme-USt«41 sowie

	überhaupt die zeitliche Erfassung von USt-Vorauszahlung und Erstattung als regelmäßig wiederkehrende Beträge.



[62]Zu a): Eine seitens des FA geleistete Steuererstattung, die in Zusammenhang mit USt/VSt steht, kann mehrere Gründe haben, z. B. einen VSt-Überhang, zu hohe Vorauszahlungen oder aber eine Verrechnung mit einer privaten (persönlichen) Steuer des Unternehmers (z. B. mit dessen Einkommensteuer). Je nach betrieblicher oder privater Veranlassung des Zahlungsvorgangs ist die Erstattung als BE (betriebliche Veranlassung) oder überhaupt nicht (private Veranlassung) zu erfassen. Entsprechendes gilt für die Verrechnung.


Beispiel 13: Drunter und drüber

Unternehmer U hat in 01 gegenüber dem FA in der letzten USt-Voranmeldung (für Dezember 01) 10.000 € VSt zu Recht geltend gemacht. Am 20.01.02 erhält U den Erstattungsbetrag, gemindert um eine ESt-Abschlusszahlung von 6.000 €. Der Saldo von 4.000 € wird auf sein Betriebskonto überwiesen.

Lösung:

	In 01 ist wegen § 11 EStG nichts veranlasst.
	In 02 kann die »Verrechnung mit der ESt-Schuld«, wegen § 12 Nr. 3 EStG (hier: ESt als Personensteuer) nicht zu einer Minderung der Einnahmen führen.
	Folglich hat U in 02 den rechnerischen Erstattungsbetrag von 10.000 € als BE zu erfassen.



Zu b): Bei der »Entnahme-USt« wird häufig der Bruttobetrag angesetzt (s. Beispiel 12: Nutzungsentnahme private Pkw-Fahrt mit 4.684 € statt mit 4.000 €). Für den Fall, dass die Entnahme noch in 01 einkommensteuerlich brutto erfasst wird, die darauf entfallende USt jedoch erst in 02 bezahlt wird, stellt sich die Frage, ob – wegen § 12 Nr. 3 EStG – diese Zahlung in 02 als BA erfasst werden darf.


	Isoliert betrachtet, verstößt der BA-Abzug in 02 gegen § 12 Nr. 3 EStG. Sodann ist rückbezüglich die einkommensteuerliche Behandlung als Bruttoentnahme in 02 falsch und ggf. über § 174 AO zu korrigieren. Deshalb ist es korrekt, in Hinblick auf § 12 Nr. 3 EStG die Entnahme netto anzusetzen und folgerichtig, weil gesetzeskonform, die hierauf bezahlte USt nicht als BA abzuziehen.

	Wegen der häufig anders geübten Praxis hat sich jedoch die sog. Praktikermethode durchgesetzt, die Entnahme einkommensteuerlich brutto anzusetzen und die hierauf bezahlte USt zum BA-Abzug zuzulassen.



Bei einer in sich geschlossenen, konsistenten Gesamtlösung ist gegen die Praktikermethode nichts einzuwenden.

Zu c): USt-Vorauszahlungen sind regelmäßig wiederkehrende Ausgaben.

Gleichwohl gilt für die Ermittlung des kurzen Zeitraums (Zehn-Tages-Frist) zu beachten, dass sich der Zehn-Tages-Zeitraum nicht durch § 108 Abs. 3 AO (Sonnabend, Sonntag oder Feiertag) verlängert (vgl. BFH vom 11.11.2014, VIII R 34/12, BStBl II, 2015, 285).

Nach dem BFH-Urteil vom 01.08.2007 (BStBl II 2008, 282), dem sich die Verwaltung angeschlossen hat (BMF vom 10.11.2008, BStBl I 2008, 958) ist es jedoch nicht zu beanstanden, wenn sämtliche USt-Zahlungsvorgänge einheitlich nicht als regelmäßig wiederkehrende Einnahmen/Ausgaben behandelt werden (sog. Praktikermethode).

Hinweis: Der BFH hat mit Urteil vom 12.11.2014 (BFH/NV 2015, 486) auch zu Unrecht erstattete Vorsteuern als Betriebseinnahmen erfasst.


[63]2.4.4 Der Tausch

Der praxisrelevante Fall42 des Tausches mit Zuzahlung (sog. Tausch mit Baraufgabe) führt zu einem Realisationstatbestand einerseits (altes WG) und zum Erwerb eines neuen WG andererseits. Damit ist ganz allgemein die Wertermittlung beider WG relevant, die sodann in das »Raster« der Überschussrechnung einzustellen ist. Die zentrale Formel lautet: Der gemeine Wert des hingegebenen WG – zzgl. einer Zuzahlung – stellt die AK des neuen WG dar (vgl. § 6 Abs. 6 EStG). Um zu (auch rechnerisch) richtigen Ergebnissen zu gelangen, empfiehlt sich eine Zerlegung des Tausches in ein Veräußerungsgeschäft und in ein Erwerbsgeschäft.43


Beispiel 14: Neu gegen alt

Der mobile Verkäufer M startet seine selbständige Verkaufskarriere im Januar 01 mit einem geschenkten Mini-Cooper (Wert 2.000 €; zweijährige ND), um eilige Arzneimittel von Castrop nach Rauxel zu befördern. In 02 zeichnet sich ein erster Erfolg ab, obwohl M immer noch in der Umsatz- und Gewinnzone von § 4 Abs. 3 EStG (§ 141 AO) verharrt. Als Optimist legt er sich für sein Geschäft einen neuen BMW-Mini zu. Der ortsansässige BMW-Händler erstellt am 30.12.02 folgende Rechnung:


	BMW-Mini	20.000 €

	./. Inzahlungnahme Mini-Cooper (MC)	./. 200 €

	Zuzahlung netto	19.800 €

	+ 19 % USt auf 20.000 €44	3.800 €

	Rechnungsbetrag	23.600 €


Es wird ein Skonto von 2 % bei Zahlung innerhalb von sieben Tagen gewährt.

Trotz Skontoabzug macht M mit dem neuen Pkw noch schlechtere Geschäfte.

Lösung: M, der kein Angehöriger eines freien Berufs, sondern Gewerbetreibender ist, ermittelt dennoch zu Recht seinen Gewinn durch Einnahmen-Ausgaben-Rechnung.

Für den MC (alt) kann der M die planmäßige AfA als BA zum Abzug bringen, in 01 und 02 je 1.000 €. Nachdem der Restwert 0 beträgt, stellen die angesetzten 200 € einen sonstigen betrieblichen Ertrag dar: BE i. H. v. 238 € (brutto).

Für den neuen BMW-Mini ermittelt der vorsteuerabzugsberechtigte M die AfA-BMG nicht nach dem Netto-Zuzahlungsbetrag von 19.800 €, sondern inkl. des gemeinen Werts des MC, also i. H. v. 20.000 €. Hiervon werden als AK-Minderung 2 % Skonto (2 % von 23.600 € x 100/119 = 396 €) abgezogen. Die AfA-BMG beträgt somit 19.604 €. Die AfA in 02 beträgt nach § 7 Abs. 1 S. 1 und 2 EStG 272,28 € (19.604 € x 1/6, davon 1/12).45 Die gezahlte USt i. H. v. 3.724 € stellt eine BA dar.





2.4.5 Gewillkürtes Betriebsvermögen bei § 4 Abs. 3 EStG
Der BFH hat sich im Urteil vom 02.10.2003 (BStBl II 2004, 985) erstmalig zum gewillkürten BV bei der Überschussrechnung bekannt, wenngleich er in der Sache selbst (Pkw mit < 10 % betrieblicher Nutzung = PV) zu einem anderen Ergebnis kam (kommen musste).

Bei der Erleichterung über die BFH-Entscheidung darf aber nicht vergessen werden, dass im Ergebnis nur der Veräußerungsgewinn des jeweiligen WG betroffen ist, da die Ermittlung [64]des richtigen laufenden Gewinns ohnehin zu identischen Ergebnissen führt. Mit der Zulässigkeit der (willkürlichen) Erfassung gewinnt der § 4 Abs. 3-Rechner nur eine Nachweis-Erleichterung, da er ansonsten jede einzelne betriebliche Nutzung (im Beispiel: jede Betriebsfahrt) wegen § 88 AO (und den allgemeinen Beweisregeln) nachweisen muss. Der Veräußerungsgewinn ist hingegen zu 100 % (falls BV) oder gar nicht (falls PV) stpfl.

Im o. g. Urteil hat der BFH die Anerkennung des gewillkürten BV bei § 4 Abs. 3 EStG allerdings von der unmissverständlichen und zeitnahen Zuordnung zum BV des StPfl. abhängig gemacht.

Die Verwaltung folgte mit Schreiben vom 17.11.2004 (BStBl I 2004, 1064) der BFH-Rspr. und macht die Anerkennung von folgenden Voraussetzungen abhängig:

	Das WG muss zu mindestens 10 % betrieblichen Zwecken dienen.46
	Der Nachweis ist durch zeitnah erstellte Aufzeichnungen zu erbringen; zeitnah ist eine Aufzeichnung, wenn sie bis zum Ende des VZ erfolgt; bei unterjährigem Erwerb und Zuordnung eines gewillkürten BV erscheint eine vorher dokumentierte Zuordnung ratsam.
	Der Nachweis der Zuordnung (inkl. der Unterlagen) ist beim zuständigen FA mit der Einnahmenüberschussrechnung einzureichen.












2.4.6 § 4 Abs. 3 EStG bei Erwerb und Verkauf mit wiederkehrenden Zahlungen
Auf zwei Besonderheiten der Überschussrechnung ist noch hinzuweisen. Beim Erwerb einzelner WG des Anlagevermögens oder des Umlaufvermögens i. S. d. § 4 Abs. 3 S. 4 EStG gegen wiederkehrende Zahlungen (hier: Leibrenten) ergeben sich die AK aus dem Barwert der Leibrentenverpflichtung. Bei den laufenden Rentenzahlungen ist grundsätzlich nur der Zinsanteil, der sich aus dem Unterschiedsbetrag zwischen den laufenden Zahlungen und dem jährlichen Rückgang des Barwerts ergibt, als BA abzuziehen (der Rest ist der unbeachtliche Tilgungsanteil). R 4.5 Abs. 4 S. 4 EStR erlaubt als Vereinfachungsregelung, dass die laufenden Rentenzahlungen mit dem Barwert verrechnet werden und lässt nach Überschreiten dieses Barwerts den Abzug der vollen Rentenzahlung als BA zu.

Umgekehrt ist beim Verkauf von WG des UV i. S. d. § 4 Abs. 3 S. 4 EStG gegen Ratenzahlung (oder Veräußerungsleibrente) grundsätzlich R 4.5 Abs. 5 S. 1 EStR zu berücksichtigen. Danach ist in jedem Wj. i. H. d. in demselben Wj. zufließenden Kaufpreisraten (oder Rentenzahlungen) ein Teilbetrag der AK/HK als BA abzusetzen.

Beim abnutzbaren Anlagevermögen räumt R 4.5 Abs. 5 S. 2 EStR dem Veräußerer ein Wahlrecht ein. Danach kann in jedem Jahr ein Teilbetrag der noch nicht als BA (d. h. noch nicht als AfA) berücksichtigten AK/HK i. H. d. in diesem Jahr zufließenden Kaufpreisraten (oder Rentenzahlungen) als BA abgesetzt werden.



2.4.7 Zusammenfassung (Schema zur § 4 Abs. 3-Rechnung)

Die wichtigsten Aussagen zur Überschussrechnung sind in der nachfolgenden Übersicht47 zusammengefasst:
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[70]2.5 Der Wechsel der Gewinnermittlung

Der häufig vorkommende Wechsel der Gewinnermittlung, insb. der hier einzig behandelte Übergang von der § 4 Abs. 3-Rechnung zur Bilanzierung (§ 4 Abs. 1 EStG), beinhaltet zugleich ein Repetitorium zur Buchführung und zum Bilanzwesen.


2.5.1 Gründe für den Wechsel
Externe wie subjektive Gründe führen aus der Überschussrechnung in die Bilanzierung (Synonyma: doppelte Buchführung, BVV).

Der wichtigste persönliche Grund ist der freiwillige Wechsel, wenn für den Unternehmer mit der bisherigen »Zettelwirtschaft« die Kontrolle über Außenstände und das vorhandene BV verloren geht. Allein durch das Abstimmungsgebot bei der doppelten Buchführung (G+V-Ergebnisse müssen mit dem Kapitalkonto übereinstimmen; die persönlichen Kreditoren- und Debitorenkonten sind – im Abschluss – identisch mit den einschlägigen Sachkonten Forderungen und Verbindlichkeiten) ist die Kontrolle gewährleistet. Dessen ungeachtet waren und sind z. T. noch heute mit der Bilanzierung steuerliche Vorteile verbunden, an denen der Überschussrechner nicht teilnimmt. Ein willkürlicher mehrfacher Wechsel innerhalb eines kurzen Zeitraumes ist untersagt. In einem Grundsatzurteil vom 09.11.2000 (BStBl II 2001, 102) hat der BFH jedoch einen mehrfachen Wechsel innerhalb des – dem Wechsel folgenden – dreijährigen »Korrekturzeitraumes« für zulässig erachtet. Als gesetzliche Gründe für den Wechsel kommen vor allem in Betracht:

	das Merkmal »Kaufmann« i. S. d. § 1 HGB ist erstmalig erfüllt. Damit besteht Buchführungspflicht nach Handelsrecht (§ 238 HGB) und nach Steuerrecht (§ 140 AO); s. aber § 241a HGB;
	wegen Überschreitens der Aufgriffsmerkmale in § 141 AO – zuletzt geändert durch das Gesetz vom 28.07.2015; Gewinnschwelle: 60.000 €, Umsatzschwelle 600.000 €– erfolgt an den Kleingewerbetreibenden (bzw. an den L+F) die Aufforderung des FA, ab Beginn des nächsten Jahres Bücher zu führen (§ 141 Abs. 2 AO);
	der Betrieb (die Praxis) wird veräußert bzw. aufgegeben (§ 16 Abs. 2 S. 2 EStG);
	eine finanzamtliche Schätzung nach § 162 Abs. 2 S. 2 AO;
	das Ausscheiden aus einer PersG (Überschussermittlung);
	sowie immer häufiger (zuletzt BFH vom 13.09.2001, BFH/NV 2002, 254): die Einbringung eines § 4 Abs. 3 – Betriebes in eine KapG (§ 20 UmwStG) oder in eine PersG (§ 24 UmwStG). Eine Übergangsbilanz ist zumindest nach Auffassung der Verwaltung (DStR 2001, 1435) obligatorisch, unabhängig davon, welche der drei Varianten (Buchwert-, Zwischenwert oder Teilwertvariante) gewählt wird.

Der Antrag selbst (gerichtet auf den Wechsel der Gewinnermittlung) muss substantiiert vorgelegt werden; eine Belegsammlung alleine genügt den Anforderungen nicht (BFH vom 16.12.2004, BFH/NV 2005, 88148).

Hinweis: Für den Fall, dass gem. § 24 UmwStG die einbringende und die übernehmende PersG ihren Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln und die Buchwertfortführung vorgesehen ist, wird nach der Verfügung der OFD Niedersachsen (DB 2015, 1756) auf die Bilanzierung verzichtet. Rn. 24.03 des UmwStE ist überholt.



[71]2.5.2 Das technische Problem und die Lösung

Der skizzierte Wechsel und die damit verbundenen Probleme sind allein vom Richtliniengeber gesehen (R 4.6 EStR) und nur dürftig (Anlage 1 zu R 4.6 EStR) geregelt worden. Wegen der Notwendigkeit einer Eröffnungsbilanz im Zeitpunkt des Übergangs werden alle vorhandenen WG nunmehr in Bilanzposten so dargestellt, als ob von Anfang an bilanziert worden wäre. Dies hat zur Folge, dass ab diesem Zeitpunkt die Grundsätze der Bilanzierung gelten und alle Geschäftsvorfälle der neuen Ermittlungsmethode unterworfen werden. Dieser (methodische) Bruch kann zur Folge haben, dass bestimmte Geschäftsvorfälle gewinnmäßig doppelt oder überhaupt nicht erfasst werden. Wegen des Grundsatzes der Totalgewinnidentität darf jeder Geschäftsvorfall nur einmal erfolgswirksam erfasst werden. Das Dilemma wird schließlich dadurch gelöst, dass zum Ausgleich der Mehrfach- oder Nullbelastung eine Gewinnberichtigung durch Zu- und Abschläge im Jahr des Übergangs erfolgt. Nach R 4.6 Abs. 1 S. 4 EStR kann ein etwaiger Übergangsgewinn auf das Jahr des Übergangs und die beiden folgenden Jahre verteilt werden. Eine Verteilung eines etwaigen Übergangsverlusts kommt nach dem Urteil des BFH vom 23.07.2013 (BStBl II 2013, 820) nicht in Betracht.

Um das Übergangsproblem leichter zu bewältigen, empfiehlt sich folgende Kontrollüberlegung49:


	Vorfragen:

	1.	Welche Gewinn-(Verlust-)Auswirkung hat der konkrete Geschäftsvorfall?

	2.	Ist der Erfolg bereits (unter der Überschussrechnung) eingetreten?

	3.	Welche Erfolgsauswirkung kommt unter dem Bilanz-Regime in Betracht, ohne dass eine Zu-/Abrechnung erfolgt?

	Folgen:

	4.	Bei identischer (d. h. einmaliger) Gewinnauswirkung: keine Korrektur.

	4.a	Bei doppelter Gewinnauswirkung: Abschlag, falls Aktivposten und Zuschlag, falls Passivposten.

	4.b	Bei fehlendem Erfolgsausweis: umgekehrt zu (4a), Zuschlag bei Aktivposten und Abschlag bei Passivposten.




Beispiel 15: Der »Wandler«

Der Bauchladenverkäufer W (Arbeitsstätte: Dortmunder Westfalenstadion) ändert freiwillig seine in 01 praktizierte Überschussermittlung und bilanziert ab 02. Bei den Vorarbeiten zur Eröffnungsbilanz auf den 01.01.02 wird von W folgendes Inventar ermittelt:


	Ein neuer Bauchladen wurde im Januar 01 für 1.000 € (netto; 4 Jahre ND) erworben.

	Vom Fleischgroßhändler H hat E zehn Großportionen »Thüringer« zum Einstandspreis von 100 €/Packung erworben, die zwar verkauft, aber noch nicht bezahlt wurden.

	Seine kompletten Bareinnahmen in 01 betragen 10.000 € (netto); A, Inhaber einer VIP-Lounge, hat den kompletten Verzehr in 01 zu 500 € noch nicht bezahlt.



W möchte wissen, wie seine Eröffnungsbilanz – ohne USt/VSt – aussieht und was er vom Wechsel zu erwarten hat. Geld ist nicht vorhanden.

[72]Lösung:


	Die Eröffnungsbilanz zum 01.01.02 des W hat folgendes Aussehen (in €):
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	Ggf. erforderliche Zu- und Abschläge können nur bei einer Synopse der Gewinnermittlungsarten ermittelt werden.




	a) Bauchladen

	1.	Als WG des abnutzbaren AV wird der Bauchladen nach beiden Ermittlungsregimen identisch behandelt.

	2.	Als BA wurde in 01 nur die jährliche AfA berücksichtigt.

	3.	Nach Einbuchung wird die AfA (ab 02 ff.) fortgeführt.

	4.	Eine Berichtigung erübrigt sich.

	b) Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen50

	1.	Gekaufte Waren führen zur aufwandswirksamen Erhöhung des Wareneinsatzes und sind somit BA.

	2.	Bislang (Überschussrechnung) ist in 01 – mangels Bezahlung – noch keine Gewinnauswirkung eingetreten.

	3.	Nach Passivierung der Verbindlichkeiten aus L+L in der EB ist die spätere Bezahlung (BS: Verbindlichkeiten an Geld) erfolgsneutral (Passivtausch bei überzogenem Konto oder Aktiv-Passivminderung bei ausreichendem Bankguthaben).

	4.	Damit der Geschäftsvorfall überhaupt erfasst wird, hat ein Abschlag von 1.000 € zu erfolgen.

	c) Forderungen aus L+L (hier: 500 €)

	1.	Verkaufte Waren führen zu BE.

	2.	Mangels Bezahlung in 01 ist der Vorfall in 01 noch nicht erfasst.

	3.	Nach Aktivierung der Forderung wird die spätere Bezahlung gewinnneutral verbucht.

	4.	Zur einmaligen Erfassung wird eine Berichtigung durch Zuschlag i. H. v. 500 € vorgenommen.



Somit ist ein (saldierter) Abschlag als Gewinnberichtigung von 500 € im Jahr des Übergangs vorzunehmen.


2.5.3 Zusammenfassende Fallstudie

Bei dem nachfolgenden umfassenden Fall zum Übergang kann der Leser zusätzlich zur Wechselthematik zwanglos seine Buchführungs- und Bilanzkenntnisse überprüfen.


[73]Beispiel 16: Der komplette Übergang

Ein Kleingewerbetreibender K, der bisher seinen Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelte, hat zum 01.01.05 aufgrund des Hinweises des FA eine doppelte Buchführung eingerichtet und die nachstehende Eröffnungsbilanz aufgestellt:
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Die Bilanzposten im Einzelnen:


	Die Anschaffung des Grundstücks erfolgte in 01. Die AK betrugen 6.000 €. Am 01.01.05 ergibt sich ein nachgewiesener TW von 8.000 €.

	Der Bilanzwert des Gebäudes errechnet sich aus den HK abzüglich der AfA (§ 7 Abs. 4 EStG).

	Die AK der Maschine betrugen 15.000 €. Während der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG wurden hiervon 3.000 € AfA als BA abgesetzt, sodass sich zum 31.12.04 ein Restwert von 12.000 € ergibt. In der EB wurde der niedrigere TW von 9.000 € angesetzt (die technische Zulassung für Maschinen dieser Art wird ab 05 durch den TÜV nur unter erheblichen Einschränkungen gewährt).

	In 04 ist für den Erwerb eines Konkurrenzbetriebes der Betrag von 5.000 € gezahlt worden.

	Die Hilfs- und Betriebsstoffe wurden mit den AK von 8.000 € bewertet; der TW betrug am 01.01.05: 6.000 €.

	Die Bewertung der Fertigerzeugnisse erfolgte gem. § 6 EStG mit den HK.

	Die Kundenforderungen wurden mit dem Nennbetrag angesetzt.

	Bei der VSt handelt es sich um die von Dritten in Rechnung gestellte VSt, die noch nicht mit der USt verrechnet werden konnte.

	Die Wertpapiere im Wert von 10.000 € wurden am 12.11.03 zu Spekulationszwecken gekauft. Der Wert am 31.12.04 betrug nur noch 9.500 €. Dieser wurde in der EB angesetzt. In 05 wird mit einer Wertsteigerung gerechnet.

	Die Bestände der liquiden Mittel stimmen mit den Kontoauszügen bzw. dem gezahlten Nennbetrag überein.

	Das Damnum betrifft das auf der Passivseite ausgewiesene Darlehen, das am 31.12.03 aufgenommen wurde. Hierbei hat die Bank vereinbarungsgemäß ein Disagio von 4 % abgezogen. Vereinbarungsgemäß ist das Darlehen in 05 zu tilgen.

	Die Gewerbesteuerrückstellung ist richtig errechnet worden und konnte bei der EÜR nicht berücksichtigt werden.

	Bei der Pensionsrückstellung handelt es sich um die nach steuerlichen Grundsätzen (§ 6a EStG) richtig berechnete Verpflichtung gegenüber Mitarbeitern des K.

	Zum Darlehen s. Tz. 10.

	Die Lieferantenschulden sind mit den Nennbeträgen erfasst.

	Bei den sonstigen Verbindlichkeiten handelt es sich um die LSt und die Sozialabgaben (1.000 €), die erst am 12.01.05 entrichtet wurden und aus Vereinfachungsgründen um Verbindlichkeiten [74]gegenüber Kreditinstituten, die aus dem Kauf der Wertpapiere des UV resultieren (es soll nur die Behandlung verdeutlicht werden).

	Bei der USt handelt es sich um die geschuldete Jahresumsatzsteuer 04 (ohne VSt).



Lösung: Die Lösung erfolgt tabellarisch, wobei die Auswirkungen bzgl. der Bilanzposten (Korrektur der Eröffnungsbilanz), sowie die Hinzu- und Abrechnungen »aufgelistet« werden. Der sich in der Summe ergebende Übergangsgewinn von 5.900 € (56.900 €./. 51.000 €) erhöht im ersten Jahr nach dem Wechsel den laufenden Gewinn des K; er kann auf Antrag auf die beiden nächsten Jahre verteilt werden.

Etwaige Übergangsverluste werden nicht gesondert festgestellt, sondern sind gem. § 2 Abs. 3 EStG (horizontaler und vertikaler Verlustausgleich) sowie ggf. i. R. d. § 10d EStG (Verlustabzug) zu berücksichtigen. Ein Übergangsverlust kann nicht auf Antrag auf drei Jahre verteilt werden (R 4.6 Abs. 1 S. 4 EStR im Umkehrschluss sowie BFH vom 23.07.2013, BStBl II 2013, 820).
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[80]2.5.4 Ausgewählte Fragen zum Wechsel

Aus dem Bereich der Spezialfragen lassen sich zwei Gruppen bilden: In der technischen Kategorie verdeutlichen insb. die Behandlung der Rechnungsabgrenzungsposten und die Überführung einer Rücklage die Unterschiede beider Methoden, während der Gesetzgeber mit § 4 Abs. 4a EStG – Neuregelung des Mehrkontenmodells – einen Beitrag zur Harmonisierung (Synthese) der Gewinnvorschriften geleistet hat.

2.5.4.1 Der Rechnungsabgrenzungsposten

Kein Bilanzposten verdeutlicht die Wirkungsweise des Übergangs besser als der Rechnungsabgrenzungsposten.


Beispiel 17: Der »ARAP«: ein steuerliches Chamäleon?

Ein in der Eröffnungsbilanz zum 01.01.02 ausgewiesener ARAP (aktiver RAP) i. H. v. 100 € steht in Zusammenhang mit einer Mietzahlung für Büroräume. Die in 01 bezahlte Miete für den Zeitraum 01.02.01 bis 31.01.02 betrug 1.200 €.

Lösung:

	In der EÜR ist gem. § 11 Abs. 2 S. 1 EStG der volle Betrag als BA abgezogen worden.
	In der Buchführung des Jahres 02 wird – spätestens – am 31.01.02 gebucht.

	BS: Mietaufwand	100 €	an	aktiver RAP	100 €




	Zur Vermeidung der doppelten Aufwandserfassung von 100 € erfolgt eine Hinzurechnung von 100 €.




2.5.4.2 Die Rücklage für Reinvestition (§ 6c EStG) und andere Rücklagen51

Die Rücklage für Reinvestition nach § 6b EStG ist auch für den Überschussrechner mittels § 6c EStG anwendbar. Der BFH hatte am 30.01.2013 (BStBl II 2013, 684) den Fall zu entscheiden, wie bei einem § 4 Abs. 3-Rechner der Antrag auf eine § 6b-Rücklage zu behandeln sei. Im Ergebnis wurde dieser Antrag in einen begehrten Abzug nach § 6c Abs. 1 EStG uminterpretiert. Das Wahlrecht nach § 4 Abs. 3 EStG und nach § 6c EStG ist folglich einheitlich auszuüben.


Beispiel 18: Der »Reinvestor«

Der Überschussrechner Ü veräußert in 01 eine unbebaute Grundstücksfläche für 10.000 € (AK: 2.000 €). In 02 und 03 nimmt er für je 3.000 € nach § 6b Abs. 1 S. 3 EStG begünstigte Erweiterungsbauten an seinem Ladengebäude vor. Zum 01.01.03 wechselt Ü die Gewinnermittlungsart.



Trotz der inhaltlichen Restriktionen ist eine Übertragung stiller Reserven von Grund und Boden auf Gebäude möglich, § 6b Abs. 1 S. 2 Nr. 3 EStG. Wenn, wie hier, die Übertragung nicht im Jahr der Veräußerung des alten WG erfolgen kann, so kann der Bilanzierende eine Rücklage bilden, die den Ertragsausweis (sonstiger betrieblicher Ertrag durch Anlageabgang) ausgleicht. Der Überschussrechner ist gem. § 6c Abs. 1 S. 2 EStG – mangels Bilanzausweis »Rücklage« – auf den Ausweis einer BA angewiesen. Wird die Investition nicht (bzw. nicht in dem gesetzlichen Zeitraum von vier [sechs] Jahren) durchgeführt, so ist sie gewinnerhöhend aufzulösen; in der EÜR führt dies zu einer BE.


[81]Lösung:

	In 01 kommt es zu einem vorläufigen Ertrag des Überschussrechners i. H. v. 8.000 €, da den Einnahmen von 10.000 € die AK von 2.000 € (§ 4 Abs. 3 S. 4 EStG52) als BA gegenübergestellt werden. I. H. d. geplanten Reinvestition von 6.000 € kann Ü nach § 6c EStG fiktive BA bilden, sodass sich die saldierten Erträge des Jahres 01 auf 2.000 € belaufen.
	In 02 überträgt Ü (immer noch Überschussrechner) das erste Teilvolumen von 3.000 € auf die Erweiterungsbauten (Folge: geminderte AfA-BMG); dieser Abzug von den AK/HK des neuen WG (hier: des Erweiterungsbaus) sind aber BA; diese stehen in 02 in gleicher Höhe (fiktive) BE gegenüber. Der Vorgang ist neutralisiert.
	Zum 31.12.02 bzw. 01.01.03 hat Ü in seiner Eröffnungsbilanz eine Rücklage für Reinvestition (jetzt nach § 6b EStG) i. H. v. 3.000 € zu bilden.
	Die Einstellung einer Rücklage führt dabei nicht zu einem Korrekturabschlag, da die bilanzielle Behandlung dieser Rücklage in ihrer Wirkung mit der Überschussrechnung identisch ist.
	In 03 (nunmehr: »Bilanzierungs-Regime«) wird die gebildete Rücklage von 3.000 € beim zweiten Erweiterungsbau aufgelöst:


	BS: Rücklage(§ 6b EStG)	3.000 €	an	Erweiterungsbau	3.000 €.


Die sofortige Gewinnrealisierung wird durch eine geringere Abschreibung auf das Gebäude ausgeglichen und temporär in die Länge gezogen.





2.5.4.3 EÜR und Übergang zur Liebhaberei
Falls ein mit Gewinnerzielungsabsicht geführter Betrieb in einen steuerlich unbeachtlichen Liebhaberei-Betrieb umqualifiziert wird, sind ab diesem Zeitpunkt Einnahmen/Ausgaben steuerlich unbeachtlich.

Der BFH hat mit Urteil vom 11.05.2016 (Az.: X R 61/14, DB 2016, 1725 ff.) entschieden, dass im Übergangszeitpunkt kein Wechsel der Gewinnermittlungsart vorzunehmen und kein Übergangsgewinn zu versteuern ist.






3 Bedeutung der Entnahmen und Einlagen bei der Gewinnermittlung

3.1 Arten und Notwendigkeit der einzelnen Korrekturposten – Übersicht

Die Ermittlung des steuerlichen Gewinns (§ 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EStG) erfolgt auf mehreren Stufen. Unabhängig von der Ermittlungsart bilden die Entnahmen und Einlagen einen Korrekturposten, um außerbetriebliche (private) Faktoren bei der Ermittlung des betrieblichen Ergebnisses zu eliminieren. Unter dem Regime der Bilanzierung werden alle privaten »Störgrößen« gem. § 4 Abs. 1 S. 1 EStG nach dem BVV (exakt: nach dem Vergleich der Schlusskapitalien) herausgerechnet, weil sie in der Rechengröße »(Eigen- oder Schluss-) Kapital« enthalten sind.53 Bei der EÜR wird die Privatsphäre bereits einen Schritt vorher berücksichtigt, wenn die Summe der BE und BA ermittelt wird. Dabei werden die zu berücksichtigenden Entnahmen – vom Ergebnis her – als BE behandelt. Umgekehrt bilden die zu berücksichtigenden Einlagen eine steuerliche Abzugsgröße, die – als (fiktive) BA – abgezogen werden. Insoweit kann man bei § 4 Abs. 1 EStG (und bei § 4 Abs. 3 EStG) von einer Norm sprechen, die nur die betriebliche Leistung erfassen will.

Die anderen Korrekturposten auf dem Weg zum steuerlichen Betriebsergebnis als der entscheidenden Zielgröße stellen die steuerfreien Einnahmen und die privaten Lebenshal[82]tungskosten nach § 12 Nr. 1 EStG dar, die hermetisch ausgeschlossen sind. Schließlich erfolgt noch eine Nichtberücksichtigung der sog. nicht abzugsfähigen BA (§§ 4 Abs. 5, Abs. 5a und Abs. 5b sowie 7 EStG) i. R. d. außerbilanziellen Hinzurechnung (bei Bilanzierenden).

Die Wirkungsweise der letztgenannten Korrekturposten ist eine andere als bei den Entnahmen/Einlagen. Aus steuerpolitischen Gründen werden bestimmte Vermögensmehrungen (z. B. nach § 3 EStG bzw. nach InvZulG) nicht berücksichtigt oder es werden Vermögensminderungen (hauptsächlich nach § 4 Abs. 5 EStG) steuerlich nicht zur Kenntnis genommen. Der zuletzt indizierte Verstoß gegen den Grundsatz des objektiven Nettoprinzips, wonach jeder Erwerbsaufwand zum steuerlichen Abzug zuzulassen ist, ist nach dem BVerfG-Beschluss vom 07.12.1999 (BStBl II 2000, 162) nur bei »Vorliegen wichtiger Gründe« hinnehmbar. In der steuerlichen Normenhierarchie handelt es sich dabei meist um Lenkungs- oder Sozialzwecknormen.

Rein schematisch ergibt sich für beide Gewinnmethoden folgendes Bild (Gewinn 02):


		BVV (§ 4 Abs. 1 EStG)	EÜR (§ 4 Abs. 3 EStG)

	1. Schritt:	SK der StB (02)	BE (02)

		./. SK der StB (01)	./. BA (02)

	dabei: ohne steuerfreie Einnahmen und ohne Privataufwand (§ 12 Nr. 1 EStG)

		      

	2. Schritt:	+ Entnahmen	+ »BE« (soweit Entnahmen)

		./. Einlagen	./. »BA« (soweit Einlagen)

			     

	3. Schritt:	Außerbilanzielle Hinzurechnung der nicht abzugsfähigen BA	entweder vorweg keine Erfassung nicht abzugsfähiger BA oder spätere Eliminierung

		Einkommensteuerlicher Gewinn (02)	Einkommensteuerlicher Gewinn (02)



Die unterschiedliche technische Wirkungsweise der Entnahmen einerseits und der nicht abzugsfähigen BA andererseits verdeutlicht folgendes Beispiel:


Beispiel 19: Der bilanzierende Kioskbesitzer

Der freiwillig bilanzierende K (aus Beispiel 12) nutzt seinen Betriebs-Pkw zu 20 % privat und soll 12.600 km im Jahr für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte (d. h. Entfernungskilometer p. a.: 6.300 km) zurücklegen. Die gesamte Fahrleistung beträgt 20.000 km, der gebuchte Kfz-Aufwand 20.000 € (Fahrtenbuchvariante).54

Mit der Vollerfassung des Pkw als BV sind zwei Korrekturen durchzuführen, soweit der bereits gebuchte betriebliche Aufwand von 20.000 € betroffen ist:

	Zum einen ist die Nutzungsentnahme von 4.000 € (im Folgenden wird nur netto gerechnet) gem. § 4 Abs. 1 S. 2 EStG – dem Grunde nach – und gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 3 EStG – der Höhe nach – zu erfassen und
	zum anderen ist der nach § 4 Abs. 5 Nr. 6 S. 3 EStG ermittelte Anteil für die Fahrten zwischen Wohnung und Betrieb als nicht abzugsfähige BA auszuscheiden.

[83]Lösung: Die Nutzungsentnahme von 4.000 € wird spätestens bei der Erstellung der Hauptabschlussübersicht (HÜ) als Entnahme gebucht und mindert insoweit das – laufend entwickelte – (Schluss-)Kapitalkonto des K. Beim BVV wird der Betrag wieder hinzugerechnet, um den Privataufwand vollständig zu kompensieren.

Der Betrag der nicht abzugsfähigen BA (Fahrten Wohnung/Betrieb) könnte – folgerichtig – ebenso als Entnahme mit den gleichen Konsequenzen behandelt werden. In R 4.10 Abs. 1 S. 3 EStR wird jedoch die Behandlung als Entnahme verboten. Von daher bleibt als einzige Sanktion die außerbilanzielle Hinzurechnung.



Diese differenzierte Behandlung wird im ganzen Ertragsteuerrecht (auch im Körperschaftsteuerrecht) entsprechend gehandhabt und führt zu folgenden Konsequenzen:


	Die steuerliche Gewinnermittlung des jeweiligen Jahres (VZ) ist identisch.

	Mit der außerbilanziellen Hinzurechnung ist der Tatbestand für diese Rechenperiode abgeschlossen und findet keine weitere Berücksichtigung.

	Mit der Behandlung als Entnahme wird jedoch das Kapitalkonto auf Dauer gemindert, da die Korrektur nach § 4 Abs. 1 S. 1 EStG nur der Gewinnermittlung dient; die Übertragung des reduzierten Saldos vom Privatkonto auf das Kapitalkonto bleibt wegen der Bilanzidentität bestehen. Damit beeinflusst der Nutzungstatbestand peremptorisch (auf Dauer) das Kapital und wirkt sich spätestens bei der Veräußerung bzw. Aufgabe des Betriebes nach § 16 EStG gewinnerhöhend aus.



Der scheinbar lapidare Unterschied kann auch außersteuerlich beachtliche Auswirkungen erzeugen, wenn es sich z. B. um Korrekturen im Rechnungskreis von PersG handelt. Bekanntlich hat das Kapitalkonto nicht nur Auswirkungen für die steuerliche Gewinnermittlung, sondern dient auch als BMG für die (künftige) Gewinnverteilung oder für die Berechnung eines etwaigen Auseinandersetzungsanspruches!

Eine »innere« Rechtfertigung für diese unterschiedliche Behandlung kann nur darin gesehen werden, dass Nutzungsentnahmen bereits in der laufenden Buchführung Berücksichtigung finden, während die Korrektur nach § 4 Abs. 5 EStG häufig erst durch die Außenprüfung der FinVerw erfolgt. Dieses Praktikabilitätsargument verfängt aber nicht mehr, wenn bereits in der laufenden Buchführung – wie bei den meisten EDV-Buchführungsprogrammen – ein eigenes Konto »Nicht abzugsfähige BA« eingerichtet ist.


3.2 Die Entnahmen beim Einzelunternehmer

Nach der Legaldefinition von § 4 Abs. 1 S. 2 EStG sind Entnahmen »alle WG (Bar-Entnahmen, Waren, Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen)«, die der Unternehmer für betriebsfremde Zwecke im Laufe des Wj. entnommen hat. In § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG ist sodann die Entnahme der Höhe nach definiert: Grundsätzlich ist sie mit dem Teilwert anzusetzen.


Beispiel 20: Der Bauunternehmer als Vermieter

Bauunternehmer B errichtet in 01 auf dem betrieblichen Grundstück ein Gebäude. Bei der Herstellung werden Materialien aus seinem Betrieb verwendet; ebenso werden die AN des B eingesetzt. B arbeitet selbst mit. Nach Fertigstellung wird das bilanzierte Gebäude von 02 bis 05 an seine AN vermietet, ab 06 an fremde Mieter zu Wohnzwecken. Das Mietwohnhaus bedeckt ca. 70 % der Fläche des ursprünglich betrieblichen Grundstücks.



Für die ertragsteuerliche Erfassung und Behandlung von Entnahmen sind zu prüfen:


	entnahmefähiges WG nach § 4 Abs. 1 S. 2 EStG,

	Entnahmehandlung,

	[84](betriebsfremder) Zweck der Entnahme,

	ggf. Buchung der Entnahme inkl. USt-Fragen,

	Bewertung der Entnahme nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG.




































































OEBPS/images/75_1.jpg
Bilanzposten Anmerkung Korrektur- Anmerkung Hinzu- bzw.
bilanzposten Abrechnung (G+V)
1. Die Anschaffung des Grundstiickserfolgte in 01. Die AK betrugen 6.000 €. Am 01.01.05 ergibt sich ein nachgewiesener TW von 8.000 €.
Grund und Boden | Ansatz der AK gem. §253 Abs. 15.1i.V.m. §255 bei WG des nicht abnutzbaren AV - bei § 4 Abs. 3EStG
Abs. 1 HGB bzw. §6 Abs. 1Nr. 25. 1EStG und bei §§4 Abs. 1, 5 EStG - Gewinnauswirkung erst
Rechtsfolgen: Ansatz max. zu AK (AK-Prinzip) beim Realisationstatbestand (= Verkauf, Entnahme,
/- 2.000€ | §16 EStG) Rechtsfolgen: keine Korrektur 0€
2.Der Bilanzwert des Gebaudes errechnet sich aus den HK abziiglich der AfA gem. § 7 Abs. 4 EStG.
Gebiude Ansatz der HK gem. § 253 Abs. 15.1i.V.m. § 255 bei WG des abnutzbaren AV erfolgt ebenfallseine iden-
Abs. 2 HGB bzw. §6 Abs. 1Nr. 15. 1 EStG tische Gewinnauswirkung
Rechtsfolgen: Ansatz max. zu (fortgefiihrten) Rechtsfolgen:
AK/HK « nurdieAfA als BA (§253 Abs. 3S.1HGB.V.m.§7
Abs. 4 (bzw. Abs. 5) EStG
0€|+ keine Korrektur 0€

3. Die AK der Maschine betrugen15.000 €. Wihrend der Gewinnermittlung nach §4 Abs. 3 EStG wurden hiervon 3.000 € AfA als BA abgesetzt, sodass sich zum
31.12.04 ein Restwert von 12.000€ ergibt. In der EB wurde der niedrigere TW von 9.000 € angesetzt.

Maschinen

* Kein Ansatz(-wahlrecht) gem. §253 Abs. 3
5.5 HGB bei »voriibergehender Wertmin-
derung« mit dem niedrigeren Wert, dieses
Ansatzwahlrecht besteht nur bei Finanz-
anlagen (§253 Abs. 3 5.6 HGB)

« Achtung: §253 Abs. 3.5 HGB fir Falle der
»dauernden Wertminderunge § 6 Abs. 1 Nr. 1
S.2 EStG ist TW-AfA nur bei voraussichtlich
dauernder Wertminderung méglich

Hier ist von einer dauemden Wertminderung

auszugehen.

Hinweis: Bei voriibergehender Wertminderung

erfolgt eine Korrektur des Bilanzpostens von +

3.000€

(+3.000€)

bei TW-AfA in der EB muss ein Abschlagi. H.v. 3.000€
erfolgen, da TW-AfA bisher (in §4 Abs. 3 EStG) nicht
beriicksichtigt ist (»dauernde Wertminderunge)

Bei dauernder Wertminderung erfolgt somit eine
Korrektur (Abschlag).

Hinweis: Keine Korrektur bei voriibergehender Wert-
minderung (Abschlag)

./.3.000€
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Bilanzposten Anmerkung Korrektur- Anmerkung Hinzu- bzw.
bilanzposten Abrechnung (G+V)
4.In 04ist fiir den Erwerb eines Konkurrenzbetriebes der Betrag von 5.000 € gezahlt worden.
Geschiftswert |+ Steuerliche Ansatzpflicht des derivativen Fir- | ./.333,33 €| Identische Behandlung bei §4 Abs. 3 EStG bzw. §4 o€
menwerts (entgeltlich«) gem. § 246 Abs. 1 Abs. 1EStG
S.4 HGB (HGB-Aktivierungspflicht) bzw. §5 Ansatz der anteiligen AfA (1/15) gem. §7 Abs. 15.3
11,§6 Abs. 1 Nr. 2 5.1 EStG EStG
« fiirimmaterielle WG des AV 2 HGB gem. AfA Rechtsfolgen keine Korrektur
gem.§253 Abs.35.1und §7Abs.15.1u.3
(auf 15 Jahre verteilt)
Ergebnis: 5.000 : 15 Jahre = 333,33 € (steu-
erlich)
5. Die Hilfs- und Betriebsstoffe wurden mit den AK von 8.000 € bewertet; der TW betrug am 01.01.05 6.000 €.
Hilfs- und Ansatzgem. §253 Abs. 15.1i.V.m. §253 Abs. 4 Bei bezahltem WG des UV (Ausnahme: UV i.5.d. §4 Abs. 3
Betriebsstoffe HGB (in der HB gilt das strenge Niederstwert- 5.4 EStG) erfolgt eine Hinzurechnung, da sonst der Ge-
prinzip)bzw. §6 Abs. 1 Nr. 2 5.1 EStG mit den schaftsvorfall »zweimal aufwandswirksame erfasst wére:
AK/HK (offensichtlich keine dauernde Wertmin- a) bei§4 Abs. 3 ESIG mit der Bezahlung (wegen
derung) §11EStG) und
b) bei BW nach §4 Abs. 1 ESKG durch Verbrauch der
o€ WG (wegen BV It. Inventur oder Wareneinsatz) +8.000€
Achtung: bei unterlassener TW-AfA in der EB kann
Ende 05 eine TW-AfA vorgenommen werden, falls es
sich um eine vorrausichtlich dauernde TW-AfA handelt.
Folge:
« Bilanzposten: /. 2.000€
* Hinzurechnung (G+V): + 6.000€
6. Die Bewertung der Fertigerzeugnisse erfolgte gem. §6 EStG mit den HK.
Fertigerzeugnisse | Ansatzgem. §253 Abs. 15.1i.V.m. §255Abs. 2 0€ | Hinzurechnung, da sich sowohl bei § 4 Abs. 3 EStG (wg. +30.000€

S.1HGB zu HKbzw. gem. §6 Abs. 1Nr. 25.1
EStG zu AK/HK (30.000€)

511 EStG »Zahlunge) als auch aufgrund der Aktivierung
in der EB und der spateren Aufwandsverbuchung (iiber
die Bestandsverénderung) auswirken Rechtsfolgen:
Zuschlag (da »zweimal aufwandswirksame)
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Bilanzposten Anmerkung Korrektur- Anmerkung. Hinzu- bzw.
bilanzposten Abrechnung (G+V)
7. Die Kundenforderungen wurden mit dem Nennbetrag angesetzt.
Kunden- Ansatz gem. §253 Abs. 15.1i.V.m. §255 Abs. 1 Inders§ 4 Abs. 3-Rechnung mangels Zahlung (§11
forderungen S.1HGB bzw. §6 Abs. 1Nr. 2.1 EStG zu AK EStG) nicht erfasst; per
Rechtsfolgen: Einbuchung der Forderungen 01.01.05 erfolgte nur die Einbuchung des Nennwertes
erfolgte in der EB zum Nennwert (10.000€) auf das Bestandskonto! Die spétere Zahlung wirkt als
Aktivtausch erfolgsneutral.
Rechtsfolgen: zur Vermeidung der Nichterfassung des
0€ | Erloses wird ein Zuschlag vorgenommen +10.000€
8. Bei der Vorsteuer handelt es sich um die von Dritten in Rechnung gestellte Vorsteuer, die noch nicht mit der USt verrechnet werden konnte.
Vorsteuer Ansatz gem. §253 Abs. 1S.1 HGB bzw. §6 Abs. 1 Da bislang keine Verrechnung mit der Ut erfolgt ist
Nr.2S.1EStG als Aktiva und diese sich bei §4 Abs. 3 EStG im Zeitpunkt der
Bezahlung als BA ausgewirkt hat
| 0€| Rechtsfolgen: Zuschlagi. H.d. VSt +8.700€
9. Kauf von Wertpapieren in Spekulationsabsicht
Wertpapieredes | Ansatz gem. §253 Abs. 1i.V.m. §255 HGB (es Bei WG des UVi.S.d. §4 Abs. 3 5.4 EStG - bei §4 Abs. 3
uv gilt nach §253 Abs. 3 S.6 HGB - Finanzanla- EStG und §§4 Abs. 1, 5 EStG - Gewinnauswirkung erst
gen - das Niederstwertprinzip) bzw. § 6 Abs. 1 beim Realisationstatbestand (= Verkauf, Entnahme)
Nr. 2 5.1 EStG mit den AK (nur voriibergehende Rechtsfolgen: keine Korrektur
Wertminderung) Hinweis: Liegt eine dauernde Wertminderung vor,
Hinweis: Bei dauernder Minderung keine Kor- ebenfalls keine Korrektur, da gleiche Behandlung von
rektur des Bilanzpostens TW-AfA bei §4 Abs. 3 EStG und §§4 Abs. 1,5 EStG (vgl.
+500€ | §4 Abs. 3 5.3 EStG) o€
10. Die Betrige stammen mit den Kontoausziigen bzw. den gezahlten Nennbetrégen iiberein.
Bank, Kasse Ansatz gem. §246 Abs. 1 5.1 HGB bzw. §6 Abs. 1 Diese Posten werden sowohl bei §4 Abs. 3 EStG als
Nr.2S.1EStG auch bei §4 Abs. 1 ESG gleich behandelt, d.h. sog.
»Bestandskonten« ohne Gewinn-/Verlustauswirkung
0€ | Rechtsfolgen: keine Korrektur 0€
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Bilanzposten

Anmerkung

Korrektur-
bilanzposten

Anmerkung

Hinzu- baw.
Abrechnung (G+V)

11. Das Damnum betrifft das auf der Passivseite ausgewiesene Darlehen, das am 31.12.03 aufgenommen wurde. Die Bank hat vereinbaruny
von 4% abgezogen. Vereinbarungsgems ist der Betrag in 18 zu tilg

gsgemaB ein Disagio

Damnum

Ansatz des Darlehens gem. §253 Abs. 15.2
HGB mit dem »Erfiillungsbetrag« bzw. gem.
§6Abs. 1Nr.35. 1 EStG.

Das Damnum (Disagio) darf gem. § 250
Abs. 3HGB bzw. ist gem. §5 Abs. 5 5. 1Nr. 1
EStG als aktiver RAP auf der Aktivseite anzu-
setzen und abzuschreiben.

Das Damnum ist bei § 4 Abs. 3 EStG im Zeitpunkt
der Zahlung (hier in 03) komplett als BA zu erfas-
sen(§11 EStG)

Beim BV ist das Damnum gem. §5 Abs. 5 S.1Nr. 1
EStG auf die Laufzeit des Darlehens zu verteilen;
insofern erfolgte korrekte Aktivierung (BS: aktiver
RAP 400 € an Darlehen 400€)

Aber: Durch die Auflosung des aktivierten Dam-
nums ergibt sich eine nochmalige BA!

(BS: Zinsaufwand 200 EIZ an aktiver RAP 200€)
0¢€ | Rechtsfolgen: Zuschlag i. H.d. aktivierten Disagios

+200€

12. Die Gewerbesteuerriickstellung ist richtig errechnet worden und

konnte bei der §4 Abs. 3-Rechnung nicht beriicksichtigt werden.

Steuerriickstellung

13. Es handelt sich

* Ansatz gem.§253 Abs. 1S.2 HGB »mit dem
notwendigen Erfillungsbetrage bzw. gem.
§6 Abs. 1 Nr. 3a EStG.

um eine nach steuerlichen Grundsitzen(§ 6a EStG) richtig berechnete Verpflichtung gegeniiber Mitarbeitern des K.

Die fiir Steuerzwecke noch mégliche Riickstellung
muss zu einem Abschlag fiihren, da ansonsten der auf-
wandswirksame Geschaftsvorfall nicht erfasst wiirde:
a) bei§4 Abs.3 EStG mangels Zahlung und
b) bei BV nach § 4 Abs. 1 EStG wegen der neutra-
len Ausbuchung der Schuld
(BS: GewsSt-Riickstellungen an Bank) Hinweis: Beachte
0€ |54 Abs. 5b EStG

/. 1500€

Pensions-
riickstellung

Ansatz gem. §5249 Abs. 15.1,253 Abs. 15.2
HGB »mit dem notwendigen Erfiillungsbetrage
bzw. gem. § 6a Abs. 1 EStG (»Pensionsriickstel-
lungenc) zzgl. §253 Abs. 2 5.2 HGB

Rilckstellungen mangels Zahlung bei §.4 Abs. 3 EStG
und wegen der neutralen Ausbuchung der Schuld bei
BVV gem. §4 Abs. 1 EStG nicht erfasst

Rechtsfolgen: Abschlag zur Erfassung der BA Wichtig:
Esist in der EB darauf zu achten, dass der nach §6a
EStG maRgebliche Steuerwert - und nicht der nach
versicherungsmathematischen Grundsiitzen gebil-

0€ | dete - Betrag genommen wird!

./.6.500€
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Bilanzposten Anmerkung Korrektur- Anmerkung. Hinzu- bzw.
bilanzposten Abrechnung (G+V)
14. Zum Darlehenss. 11.
Darlehen Ansatz des Darlehen gem. §253 Abs. 15.2 HGB Alle Geschiiftsvorginge im Zusammenhang mit dem
mit dem »Erfiillungsbetrage bzw. gem. §6 Abs. 1 Darlehensbetrag, d. h. Auszahlung/ Riickfiihrung) ha-
Nr.3 5.1 EStG mit den AK/TW 0€ | ben - bei §4 Abs. 3 EStG und dem BVV gem. §4 Abs. 1
EStG - identische Gewinnauswirkung Rechtsfolgen:
keine Korrektur (da nur Buchung von Bestandskonten) o€
15. Die Lieferantenschuldensind mit dem Nennbetrag erfasst.
Verbindlichkeiten | Ansatz der VB gem. §253 Abs. 1 5.2 HGB mit Inder§ 4 Abs. 3-Rechnung mangels Zahlung (§11
Ll dem »Erfilllungsbetrage bzw. gem. §6 Abs. 1 EStG) nicht erfasst; per 01.01.05 erfolgte nur die Einbu-
Nr.3S.1EStG mit den AK/TW chung der VB aufs Bestandskonto(BS: EB-Wert an VB
Rechtsfolgen: Einbuchung der Verbindlichkei- 0e L+L)! Die spétere Bezahlung wirkt als Aktiv-
ten in EB zum Nennwert (28.000€) Passiv-Minderung erfolgsneutral
(BS: VB L+L an Bank)
Rechtsfolgen: Zur Vermeidung der Nichterfassung
muss ein Abschlag vorgenommen werden /. 28.000€

16. Bei den sonstig:

en Verbindlichkeiten handelt es sich um die LSt us

ind die Sozialabgaben (1.000 €), die erst am 12.01.05 entrichtet wurden

chungsgriinden um Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten, die aus dem Kauf der Wertpapiere des UV resultieren (10.000€).

und auf Vereinfa-

Sonstige
Verbindlichkeiten

Ansatz der sonstigen Verbindlichkeiten gem.
§253 Abs. 15.2 HGB mit dem »Erfiillungs-
betrag« bzw. gem. §6 Abs. 1Nr. 3 5.1 EStG
(1.000€)

o€

Bei §4 Abs. 3 EStG mangels Zahlung nicht erfasst;
in der EB per 01.01.05 erfolgte Einbuchung auf
Bestandskonto(s. oben); die spiite Zahlung wirkt
als Aktiv-Passiv- Minderung erfolgsneutral(s. oben)
Rechtsfolgen: Zur Vermeidung der Nichterfassung

erfolgt ein Abschlag (als BA) /. 1.000€
17. Bei der USt handelt es sich um die geschuldete Jahresumsatzsteuer (ohne Vst).
Umsatzsteuer | Ansatz gem. §253 Abs. 15.2 HGB bzw. §6 Abs. 1 Da bislang keine Verrechnung mit der Vst erfolgt ist
Nr.3S. 1EStG als VB (Passiva) o€ (s. unter 8.), und diese sich bei §4 Abs. 3 ESG im Zeit-
punkt der Zahlung als BE ausgewirkt hat
Rechtsfolgen: Abschlag in Héhe der USt (s. unter 8.) ./-11.000 €
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A Eroffnungsbilanz zum 01.01.02 P
Bauchladen (/. Jahres-AfA) 750 | Kapital 250
Forderungen 500  Verbindlichkeiten 1.000

1.250 1.250
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A Eroffnungsbilanz zum 01.01.05 (in €) L
Grund und Boden 8.000 | Kapital 54.200
Gebaude 29.000 | Riickstellung filr Gewst 1,500
Maschinen 9.000 | Pensionsriickstellung 6.500
Firmenwert 5000 | Darlehen 10.000
Hilfs- und Betriebsstoffe 8.000 | Verbindlichkeiten L+L 28.000
Fertigerzeugnisse 30,000 | sonstige Verbindlichkeit 1500
Forderungen aus L+L 10,000 | USt 11.000
Vorsteuer 8.700
Wertpapiere des UV 9.500
Bank, Kasse 4300
Damnum 200

121.700 121.700
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§ 4 Abs. 3-Rechnung: Bewertung/Berechnung der Bilanzpositionen

Posten der Uberschussrechnung Posten der Uberschussrechnung Posten der Uberschussrechnung
Aligemeines (Uberschussder BE |+ §4Abs. 4,58 EStG analog (BE sind Zugange in Geld, die hinreichende Kausalitit zwischen (geleisteter) Vorleistung
iiber die BA) durch den Betrieb veranlasst sind) und (bezogenem) Entgelt geniigt fiir Klassifizierung als BE!

* §4Abs.4,§8Abs. 2 EStG analog (Naturalien; BE sind Zu-
géinge in Geldeswert, die durch den Betrieb veranlasst sind)

Besonderheiten bei den BE Sonderfall: Forderungsverzicht als Betriebseinnahme? |+ Zufluss gem. §11 EStG
(nur falls Forderung entstanden; nicht, falls im Vorhinein unent- |« konkrete Bezeichnung
geltliche Leistung vorgesehen) « zivilrechtliche Vorschriften sind unbeachtlich gem.
§§40f.A0

Keine BE liegen vor bei:
Betrieblich veranlasster Ho- | Privatveranlasster Honorar- |+ ersparten Aufwendungen

norarverzicht verzicht +. e Broabmion
(2.B. weiterbestehende Ge- | (z.B. Freund ist »pleitec) + steuerfreien Einnahmen des § 3 EStG (z.B. §3Nr. 28,
schaftsbeziehung) Nr. 38,Nr. 40 5.2 EStG)

* Einnahmenaus anderen Einkunftsarten

- steuerunbeachtlicher Erlass | > steuerbeachtlicher Erlass :
+ privater Veranlassung

Rechtsfolge: Keine BE Rechtsfolge: BE gegeben
Sonderbehandlung durchlaufender |Voraussetzungen: Beispiel:
Posten gem. §4 Abs. 3 5.2 EStG + im Namen eines anderen * Gerichtskostenvorschuss, da Mandant zahlungsver-
+ fiir Rechnung eines anderen plichtet st
+ vereinnahmt/verausgabt Gegenbeispiele (keine durchlaufenden Posten):
« Fremdgelder, die erkennbar vom StPfl. als solche behandelt | Portoauslagen
werden « VSt/USt
Umlaufvermagen +fiir Anteile an KapG, fiir Wertpapiere und vergleichbare nicht |+ Bezahlung des i.S.d. §4 Abs. 3 5.4 EStG angeschafften
verbriefte Forderungen und Rechte, fiir Grund und Boden UV = BA bei VeriuRerungim Zeitpunkt des Zuflusses
sowie Gebaude des UV ausdriickliche Regelungin §4Abs.3 | desVerauBerungserldses, bei Entnahme im Zeitpunkt
S.4EStG der Entnahme
« fiiriibriges UV keine Regelung in §4 Abs. 3EStG « Bezahlung des angeschafften (iibrigen) UV=BAim
+ Definition gem. R6.1 Abs. 2 ESR 2012 WG, die zur VersuRe- Zeitpunkt der Bezahlung
rung, Verarbeitung oder zum Verbrauch bestimmt sind « Wertveranderung am UV darf nicht erneut als BA
+ Geltung des Zufluss-/Abflussprinzips gem. § 11 EStG (»Cash- | erfasst werden

Prinzipe)
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§ 4Abs. 3-Rechnung: Bewertung/Berechnung der Bilanzpositionen

Posten der Uber- Rechtsgrundlage Weitere Ausfilhrungen
schussrechnung
Abnutzbares Anlage-| ) Priifungsreihenfolge Sonderfall: Unterjshriges Ausscheiden
vermégen aa) BV vorhanden? des WG (z.B. durch Unfall)

bb) abnutzbar?
cc) BMG, falls abnutzbares AV
- bei umsatzsteuerbefreitem Gewinnermittler: Bruttobetrag (inkl. VSt) = BMG
- bei umsatzsteuerpflichtigem(vorsteuerberechtigtem) Gewinnermittler: Nettobetrag = BMG
(§9b Abs. 1 EStG)
b) AfA=BA (54 Abs. 3.3 EStG)
¢) Anwendungsméglichkeiten der AfA

Planméige AfA
gem. §4Abs. 3
S.30V.m.§7
Abs. 1,2 EStG

Erhdhte AfA gem.
§4Abs.3S.3
i.v.m. §7aff. EStG

Sonder-AfA gem.
§4Abs.3S.3
i.V.m.§7a ff.EStG

GWG und Son-
derposten (§6
Abs. 2a EStG)
gem. 54 Abs. 3
$.3i.V.m.§6
Abs. 2EStG

Keine
auBerplanmétige
TW-AfA gem. §6
Abs. 1 Nr. 1 EStG

Anwendungsméglichkeit fiir AfA bei der § 4 Abs. 3-Rechnung (+)

Anwendung
untersagt!

a) laufende AfA (pro rata temporis)
bis zum Ausscheiden erfassen
(BA)

b) Feststellen des Restwerts

<) Beriicksichtigung des Restwerts
alsBA

d) evtl.

(BFH vom 20.11.2003, BFH/NV 2004,

567, wobei aber offen bleibt, ob ein

privater Nutzungsanteil anzusetzen

ist)
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§ 4 Abs. 3-Rechnung: Bewertung/Berechnung der Bilanzpositionen

Postender Uber- | Rechtsgrundlage Weitere Ausfiihrungen
schussrechnung
Nicht abnutzbares | §4 Abs. 3 5.4 EStG: Beispielfall:
Anlagevermégen a) AKdes nicht abnutzbaren AV sind als BA anzusetzen bei: VZ [vorfall Rechtsfolge
- einer spiteren VerauRerung,
— elnerspteren Entnahme 02 | Statt Geldhono- | a) Geldwerte Leistungi.S.v.
b) Verkaufserlss ist BE rar 100 Aktien §§4 Abs. 4,8 Abs. 2ESG
<) Voraussetzung: Fiihren eines gesonderten Verzeichnisses gem. §4 Abs. 3 2um Kurs von analog
S.5EStG 150€ (= BEi.H.v. 15 T€)
(Aktien =BV) b) gleichzeitig AK zur Anschaf-
fung der Aktien
08 | AktiendesVZ02| a) geldwerte Leistungi.S.v.
werden ver- §54Abs. 4,8 Abs. 2 EStG
kauft (VP: 20 T€) (= BEi.H.v.20 T€)
b) wegen §4 Abs. 35.4 EStG
(BAi.H.v. 15 T€)
Entnahmen « Ansatzmit TW gem. §6 Abs. 1 Nr. 4 5.1, 1. HS EStG analog als BE (also Ansatz | Entnahmefahig sind:
mit Kaufpreis bzw. gerechter Schatzwert) * Nutzungen
* Ansatzmit gemeinem Wert gem. §6 Abs. 1Nr. 4.1, 2. HS EStG analogals BE |+ Dienstleistungen
in Fallen von §4 Abs. 15.3 EStG * Sachgegenstinde (WG) gem. §4 Abs. 15.2 EStG
« Abzuziehen st von den BE der Gegenwert, also der Rest- bzw. der Buchwert als BA
* Rechenschema:
TW/gemeiner Wert gem. §6 Abs. 1 Nr. 4 5.1, 1. HS/2. HS EStG - BE
/. Restwert bzw. Buchwert des WG - BA
(= Entnahmedifferenz ist als BE zu versteuern)
Einlagen * Ansatz mit TW gem. §6 Abs. 1 Nr. 5 5.1 1. HS EStG analog als BA (also Ansatz | Einlagefahig sind nur:

Kaufpreis bzw. gerechter Schatzwert) mit

* Ansatz mit gemeinem Wert gem. §6 Abs. 5a EStG analog als BA in den Féllen
des §4 Abs. 15.7, 2. HS EStG (Beriicksichtigung eines Gewinnaufschlags, §9
Abs. 2 BewG)

+ Beachte §4 Abs. 3 ESG! Bei nicht abnutzbaren WG des AV und bei Anteilen an
KapG, bei Wertpapieren und vergleichbaren nicht verbrieften Forderungen
und Rechten, bei Grund und Boden sowie Gebuden des UV erst bei Verdufe-
rung/Entnahme zu beriicksichtigen.

WG (Sachgegenstinde und Rechte) gem. §4 Abs. 1 5.7 EStG
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§ 4 Abs. 3-Rechnung: Bewertung/Berechnung der Bilanzpositionen

Posten der Uberschussrechnung

Rechtsgrundlage

Weitere Ausfilhrungen

Einlagen (Fortsetzung)

(Bar-)Geld

Vorsteuer/Umsatzsteuer

« TW/gemeiner Wert des eingelegten WG ist als BMG fiir die
AfAzu werten

« matgeblich als BAist der Werteverzehr wéhrend der betrieb-
lichen Nutzung - AfA

« Private Zu- baw. Abgénge von Bargeld:

= kein Einfluss auf das Ergebnis gem. §4 Abs. 3 EStG, da der
Kassenbestand und die entsprechende Entnahme/Einlage
von Geld nicht betrieblich veranlasst ist

« Betriebliche Geldverluste
- betriebliche Geldeinginge sind ohnehin BE (vgl. §54
Abs. 4,8 Abs. 1 EStG analog)
- Geldverluste mit Ursache im betrieblichen Bereich
(Diebstahl durch Angestellte) sind BA

Generelles (zur Ust):

* kein durchlaufender Posten gem. §4 Abs. 3 5.2 EStG

« privatrechtlich vereinnahmte USt (aus Verauferungsge-
schiften) ist als BE zu behandeln
(554 Abs. 4,8 Abs. 1 EStG analog)

+ andas FA abgefiihrte USt (aufgrund der 6ffentlich-rechtli-
chen Verpflichtung) ist BA gem. §4 Abs. 4 EStG

« VStErstattungist als BE anzusehen

* besondere Beachtung §§9b, 12 Nr. 3EStG

Sonderfall: Erstattung zu viel gezahlter USt/Vst

a) Griind

- Vorsteueriiberhang

- Verrechnung mit privaten/personlichen Steuern
(2.B. ESt) des Unternehmers

b) Konsequenzen:

- Erfassungals BE

o) Beachte:

- Sonderregelung gem. § 12 Nr. 3 EStG (keine Minde-
rung der BE durch Verrechnung mit privater ESt-
Schuld - voller Ansatz des teilweiseverrechneten
Erstattungsbetrags als BE

- Beachtung des Zu- und Abflusses gem. § 11 Abs. 1
und 2 EStG
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§ 4 Abs. 3-Rechnung: Bewertung/Berechnung der Bilanzpositionen

Posten der Uberschussrechnung

Rechtsgrundlage

| Weitere Ausfiihrungen

Tausch

+ Sachverhalt:
Tausch eines vorhandenen WG gegen anderes WG unter
Zuzahlung eines bestimmten Betrages fiir das neue WG
+ Vorgehen:
a) Realisationstatbestand und somit Wertermittlung
des alten WG gem. §4 Abs. 3.4 EStG
b) Erwerbstatbestand und somit Wertermittlung des
neuen WG (Wert gem. §6 Abs. 1 Nr. 1S. 1 EStG; TW
gem. §6 Abs. 1 Nr. 15.3EStG)
©) Zerlegung des Tausches in ein Versuferungs- und in
ein Erwerbsgeschaft Formel:
* Formel:
Wert des hingegebenen WG stellt die AK des neuen WG
dar (s. auch H 16 Abs. 2 EStH 2012)

Rechnerische Ermittlung (Vorgehen):

a) zunachst korrekte Ermittlung des tatsachlichen
Wertes des WG unter Beriicksichtigung von AfA
(BA) gem. §6 Abs. 1 Nr. 1S.1EStG analog (Wert-
ansatz)i.V.m. §4 Abs. 3S.3EStGi.V.m. §7 Abs. 1
und 2 EStG (AfA)

Aufdeckung des tatsachlichen Wertes (stille
Reserven) des WG

aufgedeckter Wert (Verkaufs-/Tauscherlos)

./ Restwert (nach AfA; s. unter a)

= sonstiger betrieblicher Ertrag (- BE)

<) Prifung der VSt-Abzugsbefugnis

d) Da sonstiger betrieblicher Ertrag (s. b) schon als
BE beriicksichtigt wurde, ist die BMG fiir neues
WG: Preis (Netto- bzw. Bruttopreis; s. )

+BE (s. unter b)

= gemeiner Wert des WG Dieser ist AfA-BMG
Berechnung der AfA fiir neues WG gem. §4 Abs. 3
S.3i.V.m.§7Abs. 1und 2 EStG

b)

e
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